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VORWORT UND THEMEN

THEMENWechselkurse sind im Außen-

handel entscheidende Preis-

signale. Die türkische Wirt-

schaft muss ihre Importe nach den 

starken Kursverlusten der Lira in den  

vergangenen Wochen einschränken. 

Auch in Südosteuropa sind einige Länder 

unter Abwertungsdruck geraten. Doch 

Standorte wie Ungarn sind trotzdem bei 

deutschen Unternehmen beliebt. 

 

In der aktuellen Ausgabe des ExportMa-

nagers widmen wir uns außerdem krimi-

nellen Bedrohungen aus dem Internet. 

Wir haben mit dem BAFA-Präsidenten 

Torsten Safarik über aktuelle Entwicklun-

gen in der Exportkontrolle gesprochen. In 

der Rubrik Finanzieren geht es noch ein-

mal um digitale Plattformen. Die rechtli-

chen Beiträge behandeln zum einen die 

neuen EU-Verordnungsentwürfe zum 

Außenhandel. Zum anderen wird die US-

Entity-Listung bei einem Einkauf in 

Deutschland unter die Lupe genommen. 

 

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lek-

türe! Für die bevorstehenden Festtage 

und den Jahreswechsel wünsche ich 

Ihnen angenehmen Verlauf! 

 

Gunther Schilling
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Türkei bleibt 
abhängig von 
Auslandskapital
Die türkische Wirtschaft erweist 
sich als wachstumsstark. Doch 
die starke Abwertung der  
Türkischen Lira lastet auf der 
Kaufkraft.

Der IWF erwartet in seinem Weltwirt-
schaftsausblick von Oktober 2021 
für die Türkei im Jahr 2021 einen 

Anstieg des realen BIP um 9%. Das starke 
Wirtschaftswachstum beeindruckt umso 
mehr, wenn man bedenkt, dass die türki-
sche Wirtschaft – im Gegensatz zu vielen 
anderen Volkwirtschaften – im vergange-
nen Jahr nicht schrumpfte, sondern um 
1,8% wuchs. Die Wachstumsprognosen 
für 2022 sind weniger beeindruckend, lie-
gen jedoch bei stabilen 3,3%. 

Verschiedene Faktoren haben 2021 zu 
diesem beträchtlichen Wachstum beige-
tragen, darunter die wirtschaftliche Diver-

sifizierung, die hohe Impfquote (beinahe 
60% der Bevölkerung sind vollständig 
geimpft) und die starke Nachfrage im In- 
und Ausland. Das Wachstum ist außerdem 
auf die steuerlichen und steuerähnlichen 
Maßnahmen der Regierung sowie die 
sehr expansive Geldpolitik zurückzufüh-
ren. Allerdings bleibt eine lockere Geldpo-
litik nicht folgenlos für die Inflationsrate.

Hohe Inflation bietet Anlass  
zur Sorge

Seit 2016 ist die jährliche Inflation zwei-
stellig und liegt damit deutlich über dem 

Zielwert der Zentralbank in Höhe von 5%. 
Diese massive Inflation – im Oktober 2021 
lag sie laut offiziellen Angaben bei 19,9% 
– wird durch globale Faktoren (hohe Roh-
stoffpreise, globale Ungleichgewichte 
zwischen Angebot und Nachfrage) und 
nationale Faktoren (Wechselkursverluste 
und eine sehr expansive Geldpolitik) 
bedingt. Während die Zentralbanken vie-
ler Schwellenmärkte ihren Referenzzins-
satz anheben, um den Inflationsdruck ein-
zudämmen, senkte die türkische 
Zentralbank ihren einwöchigen Repo-
Satz im November 2021 auf 15%, nach-
dem sie ihn erst im März dieses Jahres 
kurzzeitig auf 19% erhöht hatte. Daher 
liegt der reale Referenzzinssatz weiterhin 
im negativen Bereich. 

Die jüngsten Zinssenkungen und die wie-
derholten Entlassungen von Zentral-
bankchefs sowie von Mitgliedern des 
geldpolitischen Ausschusses schwächen 
die Glaubwürdigkeit der Zentralbank, die 
nur auf dem Papier unabhängig ist. In 
den vergangenen Jahren hat die politi-
sche Ungewissheit zugenommen. Die 
Geldpolitik ist nur ein Beispiel dafür. Bei 
einem Blick auf die Worldwide Gover-
nance Indicators (WGI) der Weltbank wird 
deutlich, dass viele weitere Indikatoren 
sich verschlechtert haben. Der Wert für 
den Indikator „staatliche Ordnungspoli-
tik“ sank von 66,3 im Jahr 2014 auf 51,9 
im Jahr 2020; der Wert für „Rechtsstaat-
lichkeit“ fiel von 57,2 auf 40,4 und die Ein-
stufung der „Leistungsfähigkeit der 
Regierung“ von 68,3 auf 52,4. Die feh-

In der Türkei steigen die Konsumentenpreise seit Längerem rapide.
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Karsten Koch
Country Manager,  
Credendo

k.koch@credendo.com 
www.credendo.com
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lende Glaubwürdigkeit der Geldpolitik 
und die Verschlechterung der oben 
genannten Indikatoren schwächen das 
Vertrauen ausländischer Investoren und 
machen das Land unattraktiver für aus-
ländische Direktinvestitionen. Angesichts 
verhaltener Langzeitinvestitionen baut 
die Wirtschaft auf kurzfristige Kapital-
ströme zur Finanzierung ihres strukturel-
len Leistungsbilanzdefizits – eine offene 
Flanke angesichts der geringen Liquidität 
des Landes.

Höhere Bruttowährungsreserven

Seit geraumer Zeit stehen die Bruttowäh-
rungsreserven unter Druck. Aufgrund 
ihrer stetigen Erosion hat Credendo das 
kurzfristige politische Risikorating auf 5/7 
herabgestuft. Seit dem Tief im September 
2020 steigen die Bruttowährungsreser-
ven jedoch wieder an, insbesondere auf-
grund der SZR-Zuweisung des IWF im 
August, höherer kurzfristiger Kredite der 
Zentralbank (z.B. Swaps) und höherer 
Portfolioinvestitionen. Der jüngste steile 
Anstieg der nominalen Währungsreser-
ven ist durchaus positiv. Trotz eines gestie-
genen Ölpreises und einer starken Bin-
nennachfrage ist dadurch mit einem 
Rückgang des Leistungsbilanzdefizits von 
5,2% des BIP im Jahr 2020 auf 2,4% im 
Jahr 2021 zu rechnen. Aufgrund der star-
ken Nachfrage aus Europa, einer sich 
erholenden Tourismusbranche und einer 
gesteigerten Wettbewerbsfähigkeit der 
Exporteure (zurückzuführen auf die 

schwache Lira) ist in der Tat zu erwarten, 
dass eine deutliche Erholung der Leis-
tungsbilanzeinnahmen höhere Import-
ausgaben mehr als ausgleichen wird.

Dennoch bleibt die kurzfristige politi-
sche Risikoprognose vorerst auf dem 
aktuellen Niveau, da die Bruttowäh-
rungsreserven die massive kurzfristige 
Auslandsverschuldung nicht ausrei-
chend decken können. Des Weiteren 
bleibt die Türkei aufgrund ihrer Abhän-
gigkeit von kurzfristigen Kapitalzuflüs-
sen anfällig für Veränderungen auf dem 
globalen Finanzmarkt. Die Lage könnte 
sich durch inländische und globale Ereig-
nisse verschlechtern (z.B. könnte die US-
Notenbank Fed bei ihrer Geldpolitik stär-
ker durchgreifen als momentan erwartet, 
um dem Inflationsdruck in den USA ent-
gegenzuwirken). Zu guter Letzt merkte 
der IWF bei seiner jüngsten Artikel-IV-
Konsultation an, dass die Qualität der 
Währungsreserven 2020 nachgelassen 
habe. Ein größerer Anteil der Reserven 
bestehe aus Währungen außerhalb des 
SZR-Korbs und/oder aus Schulden bei 
Banken in Form von Depots bei der Zent-
ralbank und Swaps. Verdichtete Daten 
aus dem Bankensektor lassen tatsächlich 
auf einen Anstieg der Forderungen 
gegenüber der Zentralbank im Jahr 2020 
schließen (um mehr als 60%), in diesem 
Jahr auf beinahe 11% des BIP.

Angesichts einer geringen Liquidität 
sowie einer unglaubwürdigen Geldpolitik 
steht die Türkische Lira (TRY) seit einigen 

Jahren unter Druck. Der dramatische 
Wertverlust der Währung ist besorgniser-
regend. Die Unternehmensverschuldung 
ist hoch: Im ersten Quartal 2021 lag sie 
geschätzt bei 72% des BIP, nachdem sie 
2018/19 deutlich gesunken war. Da ein 
Teil der Unternehmensschulden auf 
Fremdwährungen basiert, kostet es mehr, 
sie bei einem schlechten Wechselkurs in 
der Lokalwährung zu begleichen. Immer-
hin handelt es sich bei diesen Schulden 
größtenteils um Inlandsschulden, die bei 
einer sehr expansiven Geldpolitik vom 
Bankensektor finanziert werden. Daher 
liegen die Bruttoauslandsverschuldung 
und damit auch die Zahlungsfähigkeit der 
Türkei immer noch auf einem angemesse-
nen Niveau (bei etwa 60% des BIP im Jahr 
2020 laut Daten der Weltbank).

Trotzdem macht dies den Bankensektor 
anfällig für Währungsschocks. Die Quali-
tät der Aktiva der Banken könnte sinken, 
wenn der anhaltende Wertverlust der Lira 
Unternehmen erschwert, ihre Schulden in 
Fremdwährungen zu begleichen (die not-
leidenden Kredite lagen 2020 bei 5%, ein 
kontrollierbarer Rahmen, der teilweise auf 
Stundungsmaßnahmen zurückzuführen 
ist). Auf der Passivseite ist der Bankensek-
tor stark auf Fremdfinanzierung angewie-
sen und reagiert daher empfindlich auf 
eine angepasste Risikowahrnehmung. 
Immerhin ist die Abhängigkeit des Ban-
kensektors von Fremdfinanzierung im 
Verhältnis zum BIP von 16,6% im Dezem-
ber 2017 auf 10,2% im Jahr 2021 gesun-
ken – eine beruhigende Entwicklung.

Solide Finanzen der  
Zentralregierung

Ein Aspekt ist positiv hervorzuheben: Eine 
Stärke der türkischen Volkswirtschaft sind 
weiterhin die soliden Finanzen der Zent-
ralregierung. Daher konnte der türkische 
Staat der Wirtschaft mit steuerlichen 
(etwa 2% des BIP) und steuerähnlichen 
Maßnahmen (etwa 10% des BIP) unter die 
Arme greifen. Dies führte 2020 zu einem 
Anstieg der Staatsverschuldung auf fast 
40% des BIP, ein immer noch gutes Schul-
denniveau, sowie zu einem Anstieg des 
Anteils an Lokalwährungen (auf 56% im 
Jahr 2020). Somit ist die Zentralregierung 
zunehmend einem Wechselkursrisiko aus-
gesetzt.

Stabile Länderrisikoprognose

Die Credendo-Länderrisikoanalysen blei-
ben bei einer stabilen Prognose. Das 
beträchtliche Wachstum, solide Staatsfi-
nanzen, ein starker Anstieg der Brutto-
währungsreserven sowie eine moderate 
Auslandsverschuldung und Schulden-
dienstquote sprechen für diese Einord-
nung. Diese wird jedoch von einer hohen 
Abhängigkeit von Fremdfinanzierung, 
einer kaum glaubwürdigen Geldpolitik 
und dem anhaltenden Druck auf die Tür-
kische Lira beeinträchtigt.�

 
Ausführliche Länderberichte finden Sie auf 
der Seite www.credendo.com

http://www.exportmanager-online.de
http://www.credendo.com
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Ungarn ist für 
Investoren  
attraktiv
Die Wirtschaft in Südosteuropa 
erholt sich kräftig, allerdings  
steigen aktuell auch die  
Infektionszahlen wieder. Ungarn 
spielt insbesondere für die Auto-
mobilindustrie als Standort eine 
wichtige Rolle. Über die  
Investitionsbedingungen in 
Ungarn sprachen wir mit  
Dr. Roland Felkai von  
Rödl & Partner.

Wie schätzen Sie die aktuelle wirt-
schaftliche Lage in Ungarn ein?

 
Dr. Roland Felkai: Die Wirtschaft war 
überzeugend in das Jahr 2020 gestartet, 
durch die Pandemie ergab sich aber 
schließlich eine Rezession mit einem 
Minus von 5,1%. Für 2021 rechnet die 
Ungarische Nationalbank (MNB) aber wie-
der mit einem Wirtschaftswachstum von 
6 bis 7%. Bereits vor der Pandemie hatte 
das Wachstum der ungarischen Wirtschaft 
gut 5% 2019 betragen und für 2020 war 
ein Wachstum von 3 bis 4% prognostiziert 
worden.

Die Pandemie breitete sich in Ungarn im 
Frühjahr 2020 schnell aus und im März 
2020 rief die Regierung den Notstand aus. 
Weitreichende Einschränkungen und 
Schutzmaßnahmen wurden eingeführt, 
Bildungs-, Sport- und Kultureinrichtun-
gen sowie das Gastgewerbe geschlossen. 
Auch der Handel mit nicht lebenswichti-
gen Waren und Dienstleistungen wurde 
eingestellt. 

Die wirtschaftliche Gesamtsituation hat 
sich 2021 wieder eindeutig verbessert. 
Allerdings haben die derzeit vorliegenden 
Lieferengpässe und die bestehenden 
Unsicherheiten bezüglich der Auswirkun-
gen der neuen Pandemie-Varianten einen 
erheblichen Einfluss auf verschiedene 
Industriezweige. Sie betreffen z.B. den 
Automobilsektor und den Fremdenver-
kehr. Die ungarische Wirtschaft ist stark 

von Exporten abhängig, die zum Großteil 
von den hiesigen Tochterunternehmen 
international agierender Unternehmens-
gruppen abgewickelt werden. Im Jahr 
2020 wurde im Bereich Warenhandel mit 
dem Ausland ein Überschuss von 
5,2 Mrd USD erzielt. Generell kann gesagt 
werden: Erholt sich die globale Wirt-
schaftslage, wird die ungarische Wirt-
schaft hiervon sicherlich überproportio-
nal profitieren. 

Wie beurteilen Sie das Investitionsklima?

Das Investitionsklima kann trotz der Aus-
wirkungen der Pandemie weiterhin als 
gut bezeichnet werden. Durch die Herab-
setzung des Körperschaftsteuersatzes auf 

9% im Jahr 2017 und die Entlastung der 
Arbeitgeber in Form einer weiteren Sen-
kung der Arbeitgeberbeiträge zur Sozial-
versicherung von 17,5 auf 15,5% ab Mitte 
2020 wurden weitere Investitionsanreize 
geschaffen, um die Ansiedlung von Unter-
nehmen zu fördern. Großprojekte und 
Investitionen in Zukunftstechnologien 
werden aktuell von der Regierung bevor-
zugt gefördert und die staatliche Investiti-
onsförderungsagentur HIPA versucht ver-
stärkt, auch ausländische Unternehmen 
für die Ansiedlung von Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten zu gewinnen. 

Auch eines der niedrigsten Lohnniveaus 
innerhalb der EU stellt für ausländische 
Direktinvestitionen nach wie vor einen 

Ungarn bietet interessante Investitionschancen.
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Dr. Roland Felkai
Leiter der Niederlassung  
Budapest/Ungarn,  
Rödl & Partner

roland.felkai@roedl.com 
www.roedl.com
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wesentlichen Standortvorteil dar. Ungarn 
kann derzeit sicherlich als ein Billiglohn- 
und Niedrigsteuerland innerhalb der EU 
angesehen werden, wobei allerdings u.a. 
wegen des mittlerweile aufgetretenen 
Fachkräftemangels die Lohnsteigerungen 
in den vergangenen Jahren regelmäßig 
die Inflationsrate überstiegen und ein 
Realwertzuwachs bei den Löhnen und 
Gehältern zu verzeichnen ist. 

Aufgrund der unsicheren Aussichten 
bezüglich der globalen wirtschaftlichen 
und konjunkturellen Erholung wurde die 
Investitionsneigung der Unternehmen 
gebremst und bereits beschlossene Inves-
titionen zeitlich verschoben. Beispiele 
hierfür sind das geplante BMW-Werk in 
Debrecen sowie die Erweiterung des 
Daimler-Werks in Kecskemét. Für die Rea-
lisierung dieser Projekte wurden aller-
dings mittlerweile neue, diesmal verbind-
lich scheinende Fristen bekanntgegeben.

Ungarns Wirtschaft ist stark mit dem deut-
schen Wirtschaftsraum und insbesondere 
mit der Automobilindustrie verknüpft, 
woraus sich eine erhebliche Abhängigkeit 
von der europäischen, aber auch von der 
globalen wirtschaftlichen Entwicklung 
ergibt. Der ungarische Automobilsektor 
einschließlich der Zulieferindustrie erwirt-
schaftet knapp 15% des ungarischen BIP. 
Für Ungarn sind deutsche Unternehmen 
wichtige Handelspartner, werden doch 
knapp 28% des Gesamtexports mit deut-
schen Unternehmensgruppen realisiert 
und knapp 25% der Importe stammen 

aus Deutschland. Wegen der Vielzahl der 
deutschen Direktinvestitionen und des 
hohen Exportanteils gehört Ungarn zu 
den wenigen Ländern, die eine positive 
Handelsbilanz mit Deutschland vorwei-
sen können. 

Neben den vorteilhaften steuerlichen 
sind auch die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen stabil und bieten eine verlässli-
che Grundlage für wirtschaftliche Aktivi-
täten im Land. Die Regelungen des 
ungarischen Gesellschaftsrechts und des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs sind mit den 
deutschen Bestimmungen vergleichbar. 
Das ungarische Arbeitsrecht erlaubt ein 
hohes Maß an Flexibilität in puncto 
Arbeitszeitgestaltung und Entlohnung 
und kann insgesamt als arbeitgeber-
freundlich bezeichnet werden. Dass die 
Regierung die arbeitsrechtlichen Rah-
menbedingungen eher zugunsten der 
Arbeitgeber umzugestalten beabsichtigt, 
hat zuletzt die im April 2020 verabschie-
dete Verordnung zur Ausdehnung eines 
einseitig vom Arbeitgeber bestimmbaren 
Arbeitszeitrahmens von bisher 4 auf 
24  Monate gezeigt. In diesem Zeitraum 
können vom Arbeitgeber nicht genutzte 
Arbeitszeiten nachgeholt werden.

Welche Branchen bieten für deutsche Unter-
nehmen das größte Potenzial?

Großes Potenzial birgt nach wie vor die 
Automobilbranche. Neben den Herstel-
lern Audi, Mercedes-Benz, Opel und 
Suzuki haben sich auch viele Zulieferer in 

Ungarn angesiedelt. Von Bosch über 
Knorr-Bremse bis hin zu Thyssenkrupp 
und Zollner sind viele der namhaften 
Zulieferer – teils bereits mit fünf bis sechs 
Standorten – im Land vertreten. Aber 
auch eine große Anzahl von Mittelständ-
lern hat sich in den vergangenen 30 Jah-
ren in Ungarn angesiedelt. 

Auch der Bereich Bauwirtschaft boomt 
derzeit kräftig, angekurbelt durch die 
Senkung der Mehrwertsteuer von 27% 
auf 5% für neu errichtete Wohnflächen. 
Aber auch die Förderung von Sanierun-
gen, die vereinfachte Erteilung von Bau-
genehmigungen wie auch staatliche 
Investitionen führen in Teilbereichen 
bereits zu einer Überhitzung der Bauin-
dustrie, die sich seit einiger Zeit in den 
Preissteigerungen der Branche widerspie-
geln. 

In den vergangenen 20 Jahren haben 
auch viele internationale Unternehmens-
gruppen erhebliche Teile ihrer For-
schungs- und Entwicklungseinrichtun-
gen, IT- und Stabsstellen für Shared 
Service Center (SSC) nach Ungarn verla-
gert, was u.a. auf das Vorhandensein von 
entsprechenden Fachkräften mit Sprach-
kenntnissen hinweist. 

Unternehmen aus dem deutschsprachi-
gen Raum sind u.a. stark vertreten in den 
Bereichen Automobilindustrie, Einzelhan-
del, Bauindustrie, Lebensmittelindustrie, 
Konsumgüter, Bank- und Versicherungs-
wesen.

Potenzial sehen wir insbesondere in den 
Bereichen Automobilindustrie, Maschi-
nen- und Anlagenbau, Nahrungs- und 
Genussmittel, Baugewerbe und Baube-
darf sowie Onlinehandel und Dienstleis-
tungscenter.

Mit welchen Herausforderungen sind deut-
sche Unternehmen in Ungarn besonders 
häufig konfrontiert?

Seit einigen Jahren bereiten vielen Unter-
nehmen in bestimmten Regionen des 
Landes die Rekrutierung und die langfris-
tige Bindung geeigneter Fachkräfte 
Schwierigkeiten. Insbesondere in den 
grenznahen Regionen zu Österreich und 
der Slowakei gibt es viele, die wegen der 
höheren Bezüge als Berufspendler in den 
Nachbarländern arbeiten oder die gleich 
in andere EU-Länder umgezogen sind. 
Man geht davon aus, dass um die 
300.000 Ungarn im Ausland arbeiten, ins-
besondere in Deutschland, Österreich und 
England. Hinzu kommen neue Industrie- 
und Dienstleistungsansiedlungen, die 
durchaus eine Abwerbung von Mitarbei-
tern zur Folge haben können. Die Perso-
nalsuche wie auch die -bindung können 
sich durchaus als nicht zu unterschät-
zende Herausforderungen erweisen. 

Gleich zu Beginn einer Investition und/
oder längeren Tätigkeit in Ungarn sollten 
sich Unternehmen über die landesspezifi-
schen Anforderungen und Gegebenhei-
ten im geschäftlichen Alltag informieren, 
egal ob es sich um steuerliche, wirtschaft-

http://www.exportmanager-online.de
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liche oder gesellschaftliche Aspekte han-
delt. In Ungarn reichen z.B. Quittungen/
Kassenbons für eine steuerliche Ansetz-
barkeit nicht aus und das Vorliegen einer 
Betriebsstätte ist je nach Steuergesetz 
anders geregelt.

Welche Faktoren sprechen für einen Stand-
ort in Ungarn?

Die wesentlichen Rahmenbedingungen 
können durchaus als gut bezeichnet wer-
den. Der Körperschaftsteuersatz beträgt 
9% und wird sich auch durch die Einfüh-
rung der globalen Mindeststeuer für 
Großkonzerne anhand von Sonderrege-
lungen nur in gewissen Fällen auf 15% bei 
den ungarischen Konzerngesellschaften 
erhöhen. Der Arbeitgeberanteil an den 
Sozialversicherungsbeiträgen liegt der-
zeit bei 15,5% und eine weitere Senkung 
auf 11,5% ist vorgesehen. 

Auch die duale Ausbildung nach deut-
schem Muster wird bereits seit Jahren vor-
angetrieben und von vielen Unterneh-
men unter Einbindung der Universitäten 
und Fachausbildungsstätten praktiziert.

Neben weiteren Faktoren wie der Verfüg-
barkeit von Fachkräften und einer guten 
Verkehrsanbindung spielen auch öffentli-
che Anreize eine Rolle bei der Auswahl 
neuer Unternehmensstandorte. Hier 
ergeben sich insbesondere bei einer 
Ansiedlung in strukturschwächeren Regi-
onen gute Möglichkeiten, ungarische 
oder EU-Fördermittel zu erhalten. Investo-

ren, die sich ansiedeln möchten, können 
häufig auch lokale Steuerermäßigungen 
erreichen. Es sollten deshalb rechtzeitig 
mit den Gemeinden möglicher Standorte 
Gespräche geführt werden.

Wie wird sich aus Ihrer Sicht die wirtschaftli-
che Lage des Landes entwickeln?

Ungarn bietet Unternehmen, die einen 
Standort in der Region suchen, ein gutes 
und stabiles rechtliches wie wirtschaftli-
ches Umfeld mit motivierten und gut aus-
gebildeten Arbeitskräften. Bereits vorhan-
dene Investitionen und Ansiedlungen 
ziehen weitere nach sich, wie es z.B. im 
Automobil- oder Dienstleistungssektor zu 
beobachten ist. 

Die Nähe zu Deutschland, die gute Infra-
struktur, das günstige Lohnniveau bzw. 
das durchweg gute Ausbildungsniveau 
sprechen sicherlich ebenfalls für den 
Investitionsstandort Ungarn. Der Trend, 
dass sich auch asiatische Unternehmen 
vermehrt für Standorte in Europa ent-
scheiden, ist auch in Ungarn spürbar und 
hält weiter an. Anhand aktueller Erfahrun-
gen und der von der EU-Kommission ver-
abschiedeten „Industriestrategie Europa“ 
sind viele Unternehmen bestrebt, ihre 
Abhängigkeit z.B. vom asiatischen Raum 
zu vermindern und Tätigkeiten nach 
Europa zu verlagern. Hiervon wird auch 
Ungarn profitieren und hiesige Firmen 
und Standorte werden als verlässliche 
Partner sicherlich gestärkt aus der derzei-
tigen Krisensituation hervorgehen.�
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Saudi-Arabien im 
Strukturwandel
Die Reformagenda „Vision 2030“ 
eröffnet internationalen Unter-
nehmen vielfältige Geschäfts-
ansätze.

Mit über 33 Millionen Einwohnern ist 
Saudi-Arabien das bevölkerungs-
reichste Land auf der Arabischen 

Halbinsel. Die Bevölkerung verteilt sich auf 
ein Staatsgebiet von 2,15 Mio qkm, jedoch 
leben 86% der Einwohner in den größten 
Städten des Landes: Riad, Dschidda, 
Mekka, Medina, Damman, Hofuf und Ta’if. 
Die Bevölkerung war 2016 im Durch-
schnitt 27,2 Jahre alt, 50% der Saudis 
waren damit unter 35 Jahre alt – zusam-
men mit dem raschen Bevölkerungs-
wachstum ein großer demografischer Vor-
teil. 

Politik und Gesellschaft religiös 
geprägt

Saudi-Arabien ist eine absolute Monar-
chie und kennt keine Trennung zwischen 
Staat und Religion. Seit der saudischen 
Staatsgründung 1932 herrschten sieben 
Könige über das Reich, alle aus dem Hause 
der Al Saud. Zwei der heiligsten Stätten 
des Islam liegen auf saudischem Staatsge-
biet – in Mekka und Medina –, wodurch 
jedes Jahr Millionen Pilger ins Land strö-
men. Der Einfluss der Geistlichkeit (Mufti) 
ist groß, die westlich orientierte Lebens-
weise von Teilen der Bevölkerung beför-
dert gegensätzliche Tendenzen in der 
Gesellschaft des Landes. Saudi-Arabien 
gehört der „Bewegung der blockfreien 
Staaten“ an und nimmt als einziges arabi-
sches Land an den Treffen der G20 teil. 
Gegenwärtig wird ein Machtwechsel im 
Königshaus vorbereitet: Es wird erwartet, 

dass der alternde König Salman bin Abdu-
laziz Al Saud demnächst die Macht an sei-
nen Sohn, Kronprinz Mohammed bin Sal-
man bin Abdulaziz Al Saud, übergeben 
wird. Dieser ist der Verfasser der Reform-
agenda „Vision 2030“. 

Umgang mit Covid-19

Während der Corona-Pandemie ist eine 
flächendeckende Impfkampagne das 
Hauptanliegen der Regierung. Diese hat 
sich zum Ziel gesetzt, bis Ende 2021 min-
destens 70% der Bevölkerung geimpft zu 
haben. Bis Mitte November 2021 wurden 
bereits 47 Millionen Impfdosen verab-
reicht, 64% der Bevölkerung waren zu die-

sem Zeitpunkt vollständig geimpft. Zwar 
haben die Covid-19-Infektionen in vielen 
Ländern im Herbst wieder zugenommen, 
in Saudi-Arabien ist das Infektionsgesche-
hen seit August jedoch deutlich zurück-
gegangen. Nachdem die Pandemie im 
Land im Griff zu sein scheint und sich die 
Ölpreise auf einem höheren Niveau bewe-
gen, nimmt auch die Wirtschaft wieder 
Fahrt auf und neue Projekte werden ange-
gangen. 

Stärkste arabische Volkswirtschaft

Saudi-Arabien ist die stärkste Volkswirt-
schaft im arabischen Raum. Wegen seiner 
Bodenschätze und seiner Ölindustrie ist 

Mit der Reformagenda „Vision 2030“ will Saudi-Arabien seine Wirtschaft auf eine breitere Basis stellen.
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Senior Regional Manager Inter-
national Banking, ODDO BHF
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das Königreich eines der wohlhabendsten 
Länder der Welt. Mit rund 9,3 Mio Barrel 
pro Tag (2020) rangiert es unter den 
Ölproduzenten weltweit an dritter Stelle; 
es besitzt die zweitgrößten nachgewiese-
nen Ölreserven. Dank eines BIP von rund 
700 Mrd USD (2020) bei einem geschätz-
ten BIP-Wachstum von 2,2% für 2021 kann 
das Land es sich leisten, seine Bevölke-
rung mit großzügigen Sozialleistungen zu 
versorgen, und sichert so politische Stabi-
lität im Innern. Auf den die Wirtschaft 
dominierenden Erdölexport folgt der Tou-
rismus mit rund 3 Millionen Pilgern jähr-
lich als stärkster Sektor. Grunderzeugnisse 
der Petrochemie sowie Dünger, Zement, 
Stahl und Textilien sind wichtige Export-
produkte. Die Landwirtschaft und andere 
produzierende Sektoren spielen eine 
untergeordnete Rolle. Seit Anfang 2015, 
als sinkende Ölpreise den Staatshaushalt 
erstmals unter Druck brachten, hat Riad 
die Diversifikation der Wirtschaft verstärkt 
in den Mittelpunkt gestellt.

„Vision 2030“ soll das Land in die 
Moderne führen

Mit der Reformagenda „Vision 2030“ will 
Kronprinz Mohammed bin Salman sein 
Land in die Moderne führen. Im Wesentli-
chen bedeutet das, die Abhängigkeit vom 
Öl zu beenden, die Importe zu reduzieren, 
die inländische Produktion anzukurbeln 
und die Wirtschaft insgesamt auf eine 
breitere Basis zu stellen. Laut Prognosen 
soll der Anteil des Erdöls an den Exporten 

von 71% im Jahr 2021 auf 63% im Jahr 
2026 sinken. Der Erdölanteil am BIP soll 
von 20% im Jahr 2020 auf 15,4% im Jahr 
2026 sinken. 

Bei der Umsetzung der „Vision 2030“ wird 
die National Investment Strategy (NIS) 
eine Schlüsselrolle spielen; die vorgesehe-
nen Investitionen bewegen sich in gigan-
tischen Dimensionen. Bereits im 
März 2021 kündigte der Kronprinz Investi-
tionen in die nationale Wirtschaft in Höhe 
von 3,3 Bill USD als Teil eines 7,2 Bill USD 
schweren Gesamtbudgets bis 2030 an. 
Demnach wird das Investitionspaket aus 
1,4 Bill USD bestehen, die aus Initiativen 
des sog. Shareek-Programms stammen, 
und 810 Mrd USD aus dem staatlichen 
Investitionsfonds. 

Die weiteren 1,1 Bill USD sollen durch von 
der NIS geförderte Investitionen generiert 
werden, von denen rund 540 Mrd USD auf 
ausländische Direktinvestitionen entfal-
len. In diesem Rahmen wird auch eine 
stärkere Beteiligung des Privatsektors an 
der saudischen Volkswirtschaft gefördert. 
So ist ein Privatisierungsschub geplant, 
der Verkehrsinfrastrukturen wie Häfen 
und Flughäfen sowie staatliche Beteili-
gungen in den Sektoren Wohnungsbau, 
Telekommunikation und Industrie betrifft. 
Zudem werden mit konkreten Quoten 
Anreize geschaffen, um saudi-arabische 
Arbeitskräfte, die derzeit noch überpro-
portional im staatlichen Sektor arbeiten, 
zu einem Wechsel in die Privatwirtschaft 
zu bewegen.

Zu den ambitionierten Einzelprojekten 
gehört z.B. die Privatisierung des Entsal-
zungs- und Kraftwerks „Ras Al-Khair“, seit 
2017 die größte Anlage ihrer Art in der 
Welt. Generell ist ein Umbau des Energie-
sektors geplant. Saudi-Arabien deckt 
heute seinen Strombedarf fast aus-
schließlich mit Öl- und Gaskraftwerken, 
künftig soll die Stromerzeugung diversifi-
ziert werden. Innerhalb von sechs Jahren 
sollen erneuerbare Energien, wie etwa 
die „Dumat Al Jandal Wind Farm“ mit 
400 MW Leistung, 10% der Stromerzeu-
gung decken. 

Längerfristig setzt das Land auch auf 
Kernenergie, da zu den Bodenschätzen in 
Saudi-Arabien uranhaltiges Erz gehört. 
Daneben soll die Entwicklung des Touris-
mus vorangetrieben werden. Eines der 
größten Projekte ist das „Red Sea Project“ 
an der Westküste, das sich über eine Flä-
che von rund 10.000 sqmi (ca. 26.000 qkm) 
erstrecken wird. Die erste Phase des Pro-
jekts, zu dem einmal 13 Hotels gehören 
werden, soll bis Anfang 2023 abgeschlos-
sen sein. Auch die Arbeiten an „Neom – 
The Land of Future“, einer futuristischen 
Megastadt im äußersten Nordwesten am 
Golf von Akaba und an der Küste des 
Roten Meeres, kommen voran. Die Pläne 
wurden 2017 in Riad erstmals vorgestellt. 
Für das Projekt sind Investitionen von ins-
gesamt rund 500 Mrd USD vorgesehen. 
Die urbane Ansiedelung soll – inklusive 
der linienförmigen Bandstadt „The Line“ 
für 1 Million Einwohner – ein Gebiet von 
der Fläche Mecklenburg-Vorpommerns 

einnehmen und eine selbstständige Wirt-
schaftszone mit eigenem Rechts- und 
Steuersystem werden. 

Auslandsinvestitionen gesucht

Saudi-Arabien möchte bis 2030 zu den 
Top-15-Volkswirtschaften weltweit gehö-
ren. Die Regierung hat angekündigt, dass 
ab Januar 2024 nur noch ausländische 
Unternehmen, die ihren regionalen 
Hauptsitz im Königreich haben, für Auf-
träge staatlicher Stellen infrage kommen. 
Einige internationale Unternehmen 
haben bereits signalisiert, Riad als regio-
nalen Standort in Betracht zu ziehen.

ODDO BHF (und ihre Vorgängerorganisa-
tion) ist seit mehr als 15 Jahren in der 
Golfregion aktiv und unterstützt deutsche 
und europäische Unternehmen durch 
eigene Mitarbeiter am Golf und durch 
International-Banking-Experten in der 
Zentrale in Frankfurt am Main, die regel-
mäßig in die arabischen Staaten reisen. 
Die Bank hat insbesondere im Bereich 
Exportfinanzierung und Assetmanage-
ment einen langen Track-Record. Daher 
ist ODDO BHF der erste Ansprechpartner 
für Unternehmen, die über die Aufnahme 
von Geschäftsbeziehungen mit Partnern 
in Saudi-Arabien und der Golfregion an 
den vielfältigen Investitionsvorhaben teil-
haben wollen.�

http://www.exportmanager-online.de
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Angriff aus der 
Supply-Chain
Cyber-Kriminelle nutzen das Ver-
trauensverhältnis von Lieferant 
und Kunde aus. Damit kann 
selbst der IT-Dienstleister zum 
Risiko werden. Die Abwehr  
solcher Supply-Chain-Attacken 
wird schwierig.

Ob die 70 Mio USD, die die in Russ-
land vermutete Hackergruppe 
REvil im Juli mit der Kaperung des 

IT-Dienstleisters Kaseya erpressen wollte, 
gezahlt worden sind, ist bislang unge-
wiss. Denn urplötzlich sind Website und 
sonstige Aktivitäten von REvil „offline“ 
gegangen. Immerhin: Kaseya hat inzwi-
schen den „Schlüssel“ erhalten, mit dem 
die Unternehmen wieder Zugriff auf ihre 
Daten bekommen. Was dahintersteckt, 
darüber kann bisher nur spekuliert wer-
den. Sicher ist jedoch: Das Problem mit 
Hackern, die gezielt die Supply-Chain 
von Unternehmen angreifen, wird damit 
nicht verschwinden. Im Gegenteil: 
Obwohl die Strategie nicht neu ist, wird 
sie immer öfter eingesetzt. Allein REvil 
hat in diesem Jahr eine Handvoll großer 
Unternehmen angegriffen, darunter den 
IT-Hersteller Asus, den Fleischkonzern 
JBS oder die Harris Foundation. Der 
Großangriff auf Kaseya ist dabei beson-
ders perfide.

„Island Hopping“ auf der 
Supply-Chain bis zum Ziel

Denn Kaseya selbst ist Zulieferer vieler 
anderer IT-Dienstleister für operative 
Unternehmen. Darum war von dem 
Angriff nicht nur Kaseya selbst betroffen, 
sondern auch die Kunden und die Kun-
den der Kunden. Insgesamt wird die 
Anzahl der Geschädigten auf 800 bis 
2.000 Unternehmen geschätzt. Ein Super-
Gau, der u.a. in der zeitweiligen Schlie-

ßung der schwedischen Supermarktkette 
Coop resultierte.

Zugriff auf die eigenen Daten gibt es erst 
dann wieder, wenn die Erpressungs-
summe gezahlt worden ist. Besonders 
gefährdet sind Unternehmen, die über 
die finanziellen Mittel verfügen, dass sich 
eine Erpressung auch lohnt. Dabei geht es 
den Angreifern nicht immer um Erpres-
sungsgelder. Auch Wirtschaftsspionage 
ist ein häufiges Motiv; kein Wunder, dass 
Deutschlands Unternehmen besonders 
im Fadenkreuz der Kriminellen stehen.

Dabei arbeiten sich die Angreifer teils 
systematisch durch die gesamte Supply-
Chain, bis sie ihr wahres Ziel erreicht 
haben. Von „Island Hopping“ sprechen 
Experten – von Zulieferer zu Zulieferer 
„hüpfen“ die Kriminellen vorwärts. Das 
ist gerade bei besonders sensiblen 
Unternehmen wie Finanzdienstleistern 
oder Innovationsmarktführern offenbar 
die zielführendere Variante als der 
direkte Angriff von außen und deutlich 
effizienter für den Angreifer, weil er 
gleich mehrere Ziele parallel ins Visier 
nehmen kann.

Auch IT-Dienstleister können Einfallstor für Schadsoftware sein.
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Boris Karkowski, Chefredakteur „results. 
FinanzWissen für Unternehmen“.  
Veröffentlichung mit freundlicher  
Genehmigung der Deutschen Bank. Den 
dazugehörigen Link finden Sie HIER

http://www.exportmanager-online.de
https://www.deutsche-bank.de/ms/results-finanzwissen-fuer-unternehmen/home.html


ExportManager  |  Ausgabe 10  |  8. Dezember 2021  |  11Verkaufen

THEMEN

Weil viele Mittelständler Schwierigkeiten 
haben, eigene IT-Fachkräfte anzuwerben, 
lagern sie selbst zentrale IT-Funktionen an 
entsprechende Spezialisten aus. Diese 
externen Dienstleister müssen, um ihre 
Arbeit überhaupt erledigen zu können, 
umfassende Zugriffsrechte auf die Unter-
nehmens-IT erhalten. Das gilt allerdings 
nicht nur für IT-Dienstleister, sondern 
auch für fast jeden Austausch von Daten 
und Software zwischen Lieferanten und 
Kunden. Auch die Buchhaltungssoftware 
muss regelmäßig aktualisiert werden – 
der Nutzer selbst hat aber kaum eine 
Möglichkeit zu erkennen, dass in Wirklich-
keit die korrekte Software durch Schad-
software ausgetauscht worden ist. 
Updates aus der Ferne sind ein beinahe 
täglicher Vorgang in Zeiten des Cloud-
Computings. Da der Absender vertrau-
enswürdig ist, hat die IT-Sicherheit ent-
sprechende Öffnungen im Abwehrwall 
gelassen.

Einem Bericht von „eSecurity Planet“ 
zufolge hatten schon 2017 durchschnitt-
lich 181 unterschiedliche Lieferanten 
Zugriff auf das Netzwerk eines Kunden. 
Doch selbst die IT eines Unternehmens 
hat meist keinen vollständigen Über-
blick, wer eigentlich alles von extern 
zugreifen kann. Kein Wunder bei den 
Relationen: Bei jedem vierten kleinen 
und mittleren Unternehmen sollen in 
einer normalen Woche so viele externe 
Lieferanten auf das Netzwerk zugreifen, 
wie die Unternehmen Mitarbeiter 
haben.

Vertrauen in den Lieferanten

Doch gegen das Einschleusen von Schad-
software via Zulieferer ist die IT bemer-
kenswert wenig geschützt. In einer 
Umfrage des IT-Security-Spezialisten 
BlueVoyant 2020 gaben 80% der Befrag-
ten an, in den vergangenen zwölf Mona-
ten bereits Opfer eines Sicherheitsdurch-
bruchs via Zulieferer geworden zu sein. 
Aber nur 2% der Unternehmen verfolgen 
mindestens täglich, welche Lieferanten 
aufs eigene Netzwerk zugreifen. Mehr als 
jedes dritte Unternehmen hingegen prüft 
höchstens zwei Mal im Jahr, wer eigent-
lich noch Zugriff hat. Die Folge: Fast jedes 
dritte Unternehmen erkennt nicht einmal, 
ob es ein Problem gibt. Immerhin, auch 
das ist ein Ergebnis der BlueVoyant-Befra-
gung, steigen die Budgets.

„Laut einer Umfrage des IT-Security-
Spezialisten BlueVoyant 2020 prüft 
mehr als jedes dritte Unternehmen 
höchstens zwei Mal im Jahr, wer 
eigentlich Zugriff auf das eigene 
Netzwerk hat.“

Doch noch herrscht große Unsicherheit, 
welche Strategie zur Bekämpfung dieser 
Einfallrisiken am besten ist – und womit 
die Unternehmen anfangen sollten. So 
gibt es eine breite Mischung an Vorge-
hensweisen: vom Lieferanten-Risikoma-
nagement über externe Berater und Vor-
Ort-Audits bis hin zu Fragebögen – mit 

bislang ernüchternden Ergebnissen. Das 
liegt nicht zuletzt auch daran, dass bei 
aufgetretenen Problemen ein großer Teil 
der betroffenen Unternehmen die Auf-
gabe, das Sicherheitsproblem zu beseiti-
gen, an den Lieferanten übergeben will. 
Laut BlueVoyant informieren 36% der 
Befragten den Lieferanten und hoffen 
darauf, dass er das Problem löst. Ähnlich 
viele Unternehmen verlassen sich darauf, 
dass er schon für die angemessene Sicher-
heit sorgt. Angesichts angespannter IT-
Ressourcen im eigenen Hause ist der 
Ansatz, das Problem an Dritte zurückzu-
geben, allerdings nicht überraschend. 
Hinzu kommen interne Zuständigkeitsfra-
gen – in manchen Unternehmen fühlt 
sich niemand für das Thema Cyber-Secu-
rity bei Lieferanten zuständig, in anderen 
sind es gleich mehrere, unterschiedliche 
Funktionsträger.

Nicht nur Cloud-Computing, auch die 
höhere Innovationsgeschwindigkeit führt 
zu häufigeren Updates (bei denen viel-
fach auch neue Sicherheitslücken 
geschlossen werden sollen) und zu damit 
externen Zugriffen. In der Produktion 
wird zudem durch Industrie 4.0 der Aus-
tausch innerhalb der Supply-Chain inten-
siviert. Dabei wird nicht nur das Schre-
ckensszenario wildgewordener, weil 
fremdgesteuerter Roboter mit entspre-
chender Gefährdung von Arbeitern in der 
Produktion wahrscheinlicher, wie bereits 
der Stuxnet-Angriff gezeigt hatte. Selbst 
relativ kleine Elemente in der Supply-
Chain können ganze Unternehmen lahm- 

 
legen. Die bisherigen Risikoanalysen von 
Lieferanten – können sie ihre Vorprodukte 
zuverlässig liefern? – müssen um die 
Cyber-Security-Komponente erweitert 
werden. Keine einfache Aufgabe, wenn 
die IT-Kompetenz dazu nicht im Hause 
vorhanden ist – und vor allem, wenn die 
Security-Spezialisten selbst vielleicht zum 
Risiko werden könnten. Siehe Kaseya. 
Sogar quelloffene Software, die also einen 
transparenten Blick in den Programmier-
Code gewährt, scheint vor den Angreifern 
nicht sicher zu sein – denn diese verschlei-
ern ihre Schadsoftware bspw. mit skurri-
len Dateiformaten, die niemand genau 
überprüft.

Was ist ein Supply-Chain-Angriff?

Bei einem Supply-Chain-Angriff wird der 
Softwarecode oder eine Anwendung, die 
von einem Dritten – dem Zulieferer – ent-
wickelt wurde, kompromittiert. Durch den 
Einsatz (und oftmals durch entsprechende 
Updates) der Software gelangt der mani-
pulierte Code in die IT des Unternehmens, 
denn der Kunde vertraut in der Regel sei-
nem Zulieferer und prüft die Updates oder 
Zugriffe auf die eigene IT entsprechend 
weniger. Ist der Schadcode einmal in der 
eigenen Unternehmens-IT, kann er Sys-
teme lahmlegen oder Daten ausspionie-
ren. Schon Mitte 2020 gaben 80% der vom 
US-amerikanischen Security-Dienstleister 
BlueVoyant befragten Unternehmen an, 
bereits Opfer eines Supply-Chain-Angriffs 
geworden zu sein.

http://www.exportmanager-online.de
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Wie Supply-Chain-Angriffe  
abwehren?

Nur: Wem können Unternehmen dann 
noch vertrauen? Und wie sich wehren? 
Die Empfehlungen der Sicherheitsspezia-
listen reichen vom Naheliegenden wie 
Schulungen der Mitarbeiter bis zum Ein-
satz von Künstlicher Intelligenz. Microsoft 
bspw. empfiehlt, alle Sicherheits-Updates 
sofort zu installieren, digitale Signaturen 
und für den Notfall die Definition eines 
Prozesses, wie auf eine Sicherheitsverlet-
zung sofort reagiert werden sollte, aber 
auch klare Vorgaben, nach denen bspw. 
die Integrität eines Software-Codes 
geprüft werden kann, damit nur sichere 
Applikationen etc. im Unternehmen 
genutzt werden können. 

Weitere Tipps sind regelmäßige Back-ups 
zur Datensicherung, die Definition klarer 
Zuständigkeiten, die umfassende Einfüh-
rung von Monitoring- und Reporting-Pro-
grammen, die jegliche Drittanwenderzu-
griffe überprüft, und nicht zuletzt ein 
direkter Draht zu den Zulieferern, damit 
diese schneller reagieren können. Das 
alles ist keine einfache, schnelle Lösung – 
doch die Angriffe werden nicht weniger 
werden und gefährden die Zukunft des 
vernetzten Arbeitens, das durch IoT (Inter-
net of Things) und 5G immer einfacher 
und schneller wird.�

Weiterführende Infos zur BlueVoyant-Stu-
die finden Sie HIER. Weitere Texte zum 
Thema können Sie HIER nachlesen.

Preisgekrönter Schock-Datenlogger

Der diesjährige Innovationspreis des Lan-
des Baden-Württemberg zeichnet den 
intelligenten Datenlogger der Firma 
ASPION aus. Datenlogger sind prozessor-
gesteuerte Speichereinheiten, die Daten in 
gewissen zeitlichen Abständen über 
Schnittstellen erheben und anschließend 
abspeichern. Der prämierte Datenlogger 
überwacht stoßempfindliche Güter auf 
etwaige Transportschäden und stellt damit 
eine reibungslose Supply-Chain sicher. Das 
Karlsruher Unternehmen konnte sich aus 
über 110 Bewerbungen für den begehrten 
Preis qualifizieren.

Bislang konnten mechanische Transport-
belastungen nicht neutral und unabhängig 
bewertet werden. Der Datenlogger 
ASPION G-Log 2 löst dieses Dilemma auf 
smarte Art und Weise: Das Gerät bietet 
erstmals eine integrierte Vibrationsprüfung 
nach anerkannten Transportnormen. Mit 
der detaillierten Aufzeichnung von  
Schockereignissen auf Millisekunden-
Ebene können außerdem schädliche Trans-
portereignisse rechtssicher nachgewiesen 
und sichere Supply-Chain-Prozesse  
wirkungsvoll unterstützt werden.

Datenlogger aus Karlsruhe verrichten mitt-
lerweile bei mehr als 500 Unternehmen 
weltweit zuverlässig ihren Dienst. Unter 
anderem verlassen sich etwa Unternehmen 
aus dem Maschinen- und Anlagenbau, aus 
der Medizin- und Messtechnik, der Ener-
gie-, Elektronik- und Automobilindustrie 
sowie der Forschung auf die Geräte.

Weitere Informationen unter  
www.aspion.de
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Chinas Wert-
schöpfung auf 
dem Prüfstand

Die Debatte um die Auflösung 

etablierter Wertschöpfungsket-

ten reißt nicht ab. Nun lässt der 

neue US-Präsident Joe Biden die 

Importabhängigkeit bei essenzi-

ellen Gütern prüfen. Ziel ist die 

Sicherung der Versorgung aus 

eigener kraft. Doch im kern geht 

es darum, China aus dem Wett-

bewerb zu drängen.

D
er Konflikt um das Handelsungleich-

gewicht mit China hatte in den USA 

unter Donald Trump Fahrt aufge-

nommen und zur Verhängung von Straf-

zöllen geführt. Doch in der Anfangsphase 

der Pandemie wurde die Abhängigkeit 

von chinesischen Produkten nicht nur 

buchhalterisch sichtbar. Masken und 

Schutzausrüstungen waren Mangelware 

und legten die Nachteile langer Lieferket-

ten in Krisenzeiten offen. Nach dem Wie-

deranfahren der Produktion ist nun der 

Mangel an Halbleitern u.a. für die Automo-

bilindustrie Anlass für die Überprüfung 

der Produktionsketten von Compu-

terchips, Pharmazeutika, Hochleistungs-

batterien und seltenen Erden. Eine ent-

sprechende Executive Order unterzeich-

nete Präsident Biden am 24. Februar.

Wie die aktuellen globalen Entwicklun-

gen einzuordnen sind, beleuchteten 

jüngst zwei virtuelle Veranstaltungen.

Souveränität zurückgewinnen

In einer Diskussionsrunde auf der diesjäh-

rigen „Country Risk Conference“ des Kre-

ditversicherers Coface (8. bis 10. Februar) 

stellte Moderator Thierry Arnaud, Mana-

ging Editor des französischen Wirtschafts-

magazins „BFM Business“, den Wunsch 

nach wirtschaftlicher Souveränität als 

Herausforderung für die Globalisierung in 

den Raum. Insbesondere China strebe 

nach größerer Autonomie vom Westen. 

Xavier Durand, CEO von Coface, beschrieb 

die vergangenen Jahre als Phase der Öff-

nung. Jetzt gehe es darum, ob wir uns auf 

einen gleichberechtigten Handel oder die 

Bildung zweier Blöcke zubewegen. Dann 

würden getrennte wirtschaftliche Ökosys-

teme entstehen, die die Kontrolle über die 

essenziellen Technologien anstreben. 

Als weiteren Aspekt der internationalen 

Zusammenarbeit stellte Arnaud die 

Datensouveränität zur Diskussion. Zum 

einen würden die großen US-Konzerne 

persönliche Daten sammeln, zum ande-

ren stünden die chinesischen Plattformen 

und Netzwerkanbieter in der Kritik. Bruno 

Berthon, Senior Adviser bei Accenture, 

sieht auch in diesem Bereich eine Block-

bildung zwischen den USA, der EU und 

China. Doch die weltweit agierenden 

Plattformen lebten vom Austausch von 

lokalen und globalen Daten. 

Kostenvorteile verlieren an 

Bedeutung

Auf der Veranstaltung wurde zudem der 

Kostenaspekt der Globalisierung in Frage 

gestellt. Isabelle Mejean, Wirtschaftspro-

fessorin an der Ecole Polytechnique, 

betonte zwar die Nutzung komparativer 

Kostenvorteile. Die Arbeitsteilung 

begünstige aber nicht einseitig kosten-

günstige Standorte, sondern erzeuge 

eine wechselseitige Abhängigkeit. Wäh-

rend die westlichen Länder bei der Ver-

sorgung mit wichtigen Gütern wie Mas-

ken und Schutzkleidung von Asien 

abhängig seien, benötigten die aufstre-

Nach Huawei ist auch Tik Tok in das Visier der US-Behörden geraten.

 
©

A
sc

an
n

io
/S

h
u

tt
e

rs
to

ck
 

Gunther Schilling

Redaktion  ExportManager

g.schilling@exportmanager-

online.de 

www.exportmanager- 

online.de

ExportManager | Ausgabe 2 | 10. März 2021 | 20

THEMEN

FINANZIEREN

Neue Wege  
in der Export-
finanzierung für 
KMU

Rund 97% der deutschen Expor-

teure sind kleine und mittel-

große Unternehmen. Nicht alle 

nutzen das Wachstumspotenzial, 

das eine Exportfinanzierung  

bieten kann. Eine neue Initiative 

soll das ändern.

D
er Mittelstand ist das Rückgrat der 

deutschen Wirtschaft. Viele hochspe-

zialisierte Klein- und Kleinstbetriebe 

sind mit ihren Produkten weltmarktfüh-

rend. Sie produzieren technische Kompo-

nenten, entwickeln alternative Antriebs-

systeme, fertigen qualitativ hochwertige 

Maschinen und verkaufen ihre Ware welt-

weit.

„Made in Germany“ ist nach wie vor welt-

weit ein Gütesiegel. Doch das deutsche 

Exportmodell wandelt sich. Der Export 

von Dienstleistungen nimmt zu und an 

die Stelle klassischer Kaufverträge treten 

vermehrt Service- und Nutzungsverträge 

(Asset-as-a-Service). All diese Entwicklun-

gen stellen u.a. KMU vor neue Herausfor-

derungen. 

Die Bedeutung von KMU für den 

Außenhandel und die Rolle der 

Exportkreditgarantien des Bundes

Rund ein Sechstel aller deutschen Export-

umsätze wird aktuell von kleinen und 

mittleren Unternehmen erwirtschaftet. 

Viele dieser KMU nutzen bereits heute die 

Exportkreditgarantien des Bundes (sog.

Hermesdeckungen); gut drei Viertel aller 

Anträge auf Hermesdeckung werden von 

KMU gestellt. 

Trotz dieser beeindruckenden Zahlen 

gibt es noch zu viele kleine und mittel-

große Unternehmen, die ihre Risiken im 

Auslandsgeschäft unter Umständen 

unzureichend absichern – ggf. mit 

erheblichen Folgen: Gerade für KMU 

können Forderungsausfälle schnell exis-

tenzbedrohend sein. Die Exportkredit-

garantien des Bundes können die Risiko-

position von KMU deutlich verringern. 

Hermesdeckungen schützen sie vor poli-

tisch und wirtschaftlich bedingten Zah-

lungsausfällen und können KMU so 

Wachstumschancen in aussichtsreichen, 

aber risikoträchtigen Auslandsmärkten 

eröffnen.

Hermesdeckungen helfen bei der 

Risikosteuerung und Finanzierung 

Vor allem Klein- und Kleinstunternehmen 

sind mit hochspezialisierten Produkten 

oft in Nischenmärkten unterwegs, bedie-

nen sich jedoch nicht der Exportkreditga-

rantien, weil sie meinen, dass das Instru-

ment für ihre Belange zu komplex sei. 

Andere sind der Auffassung, dass Export-

kreditgarantien nur „großen“ Unterneh-

men zur Verfügung stünden. Das ist ein 

Trugschluss. Tatsächlich stehen die 

Exportkreditgarantien grundsätzlich allen Mit der passenden Absicherung hat man seine Exportfinanzierungen fest im Griff.
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Effektive Export-
kontrolle und 
Schutz von  
Menschenrechten
Auf die deutschen Exporteure 
kommen mit der Neufassung der 
EU-Dual-Use-Verordnung neue 
Prüfungen zu. Torsten Safarik, 
Präsident des Bundesamtes für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) nimmt im Interview  
Stellung zu den aktuellen  
Entwicklungen in der Export-
kontrolle.

Mit dem Schutz der Menschenrechte 
in der EU-Dual-Use-Verordnung 
und dem Sorgfaltspflichtengesetz 

kommen auf das BAFA neue Prüfkriterien 
zu. Wie verändert die Zunahme eher wei-
cher, politischer Kriterien die Herangehens-
weise Ihres Hauses an den Außenhandel der 
deutschen Unternehmen?

Torsten Safarik: Bereits seit dem Inkraft-
treten der EG-Dual-Use-Verordnung im 
Jahr 2000 ist der Schutz der Menschen-
rechte ein zentrales Anliegen der Export-
kontrolle. Dieses Anliegen ist zudem im 
Gemeinsamen Standpunkt der EU zur 
Ausfuhr von Rüstungsgütern aus dem 
Jahr 2008 verankert, dessen Ablehnungs-
kriterien auch bei der Bewertung von 
Ausfuhren von Dual-Use-Gütern heran-
zuziehen sind. In der Tat ist mit Art. 5 der 
neuen Verordnung der Schutz der Men-
schenrechte noch deutlicher in den 
Fokus der Exportkontrolle gerückt. Erst-
mals wurde eine unionsweite verwen-
dungsbezogene Kontrolle für den einge-
schränkten Güterkreis der nicht 
gelisteten Güter für digitale Überwa-
chung eingeführt. Eine Genehmigung 
wird verweigert, wenn bekannt ist, dass 
diese Güter zur internen Repression 
sowie für schwerwiegende Verstöße 
gegen die Menschenrechte oder das 
humanitäre Völkerrecht eingesetzt wer-
den sollen. Diese europäische Regelung 
greift damit einen deutschen Kontrollan-
satz auf. In Deutschland gab es für ein-
zelne Güter zur digitalen Überwachung 
schon vor der neuen EU-Dual-Use-Ver-

ordnung restriktive nationale Genehmi-
gungspflichten.

Verwendungsbezogene Kontrollen sind in 
der Exportkontrolle nicht neu, dennoch 
beinhaltet die Vorschrift von Art. 5 der 
neuen Verordnung viele Rechtsbegriffe, 
die ausgelegt werden müssen. Das bedeu-
tet natürlich ein gesteigertes Informati-
onsbedürfnis der Industrie. Um hier für 
Klarheit zu sorgen, hat das BAFA bspw. 
neben zahlreichen Informationsveranstal-
tungen auch ein eigens für die Anwen-
dung von Art. 5 erstelltes Merkblatt veröf-
fentlicht,  das die ausführenden 
Unternehmen bei der Auslegung und 
Anwendung der Vorschrift unterstützt. 
Hier ist eine Parallele zum Lieferketten-
sorgfaltspflichtengsetz (LkSG) zu sehen, 

das durch mein Haus ab dem 
1. Januar 2023 umgesetzt wird. Wie auch 
bei der Exportkontrolle werden wir mittels 
Informationen, Handreichungen und Aus-
tausch mit den betreffenden Unterneh-
men Rechtssicherheit schaffen. Es gibt 
noch eine weitere Gemeinsamkeit: Effek-
tive Exportkontrolle und wirksamer Schutz 
von globalen Menschenrechten funktio-
nieren nur, wenn Politik, Unternehmen 
und Verwaltung die Aufgabe in gemeinsa-
mer Verantwortung wahrnehmen. 

Die Neufassung der EU-Dual-Use-Verord-
nung sieht in Art. 5 Genehmigungspflichten 
für den Export von „Gütern für die digitale 
Überwachung“ vor. Die Regelung stellt 
besonders auf die Bestimmung und Ver-
wendung der Güter ab. Entwickelt sich die 

Der Schutz der Menschenrechte ist ein zentrales Anliegen der Exportkontrolle.
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Exportkontrolle selbst zu einem Instrument 
der Kontrolle bis hin zum Endverwender?

Die Bewertung des Endverwenders und 
der im Einzelfall beabsichtigten Endver-
wendung waren schon immer unverzicht-
bare Kernelemente der Exportkontrolle. 
Diese für jeden individuellen Ausfuhrvor-
gang entscheidenden Kriterien wurden 
bspw. bereits im Gemeinsamen Stand-
punkt der EU zur Ausfuhr von Rüstungs-
gütern aus dem Jahr 2008 vereinbart. 
Wesentliche Kriterien bei der Entschei-
dung über die einzelnen Ausfuhranträge 
sind zudem die internationalen Verpflich-
tungen der Mitgliedstaaten, die Wahrung 
ihrer Verteidigungs- und Sicherheitsinter-
essen sowie die Achtung der Menschen-
rechte und des humanitären Völkerrechts 
durch das Endbestimmungsland.

Auch die exportierenden Unternehmen 
sind hier in der Pflicht. Um im Einklang mit 
den internationalen und nationalen 
exportkontrollrechtlichen Regularien 
handeln zu können, müssen die Unter-
nehmen als Teil ihrer innerbetrieblichen 
Compliance-Pflichten die transaktionsbe-
zogenen Risiken untersuchen. Dazu 
gehört auch die Überprüfung der Endver-
wender und der geplanten Endverwen-
dung. Der neue Art. 5 fokussiert diesen 
Prüfansatz explizit auf bestimmte Güter 
der digitalen Überwachung. Den Unter-
nehmen wird verdeutlicht, dass sie die 
Menschenrechtslage im Bestimmungs-
land und die Haltung des Endverwenders 
hierzu berücksichtigen müssen. Dies 

erfolgt im Zusammenspiel mit der nun 
erstmaligen Definition eines „Internen 
Kontrollprogramms“ in Art. 2 der neuen 
Verordnung. Das Grundprinzip, dass Aus-
führer die Sensitivität ihrer Güter und 
ihren Endverwender zu kennen haben, 
bestand jedoch bereits vorher.

Die neue Bundesregierung könnte die Mög-
lichkeit einer Verbandsklage als neue Kom-
ponente der Exportkontrolle auf den Weg 
bringen. Welche Rolle würde das BAFA dabei 
spielen? Wie sollten sich exportierende Unter-
nehmen auf diese Entwicklung einstellen?

Nach den bislang vorliegenden Vorschlä-
gen und der Ausgestaltung der Verbands-
klage des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes, 
das zum Teil manchen Forderungen als 
Vorbild für eine Verbandsklage in der 
Exportkontrolle zu dienen scheint, würde 
das BAFA Beklagte sein. Käme also die 
Verbandsklage in dieser Form, würde sich 
die Klage gegen das BAFA richten.

Das exportierende Unternehmen, dem 
die Genehmigung erteilt worden wäre, 
wäre an dem Klageverfahren zu beteili-
gen. Im Vergleich zum herkömmlichen 
Zwei-Beteiligten-Prozess würde dies aller 
Voraussicht nach die Verfahren wesent-
lich komplexer und zeitaufwendiger 
machen. Daher würde die Einführung 
einer Verbandsklage für das BAFA und die 
betroffenen Unternehmen zu einem 
deutlichen Mehraufwand führen. Ein 
Unternehmen könnte dennoch nicht 
sicher sein, ob und wann die bereits 

erteilte Genehmigung genutzt werden 
kann. Es wäre bedauerlich, wenn die 
Anstrengungen des BAFA zur Optimie-
rung der Antragsverfahren durch zeit- 
und ressourcenbindende Klageverfahren 
konterkariert würden, ohne ein höheres 
Kontrollniveau zu erreichen. Letztlich 
arbeiten die Gerichte als Teil der Judika-
tive wie auch das BAFA als Teil der Exeku-
tive auf Basis vergleichbarer Rechtsgrund-
lagen und die höchstrichterlich bestätigte 
Einschätzungsprärogative der Bundesre-
gierung bliebe auch im Rahmen einer Ver-
bandsklage unbeeinträchtigt.

Der U.S.-EU Trade and Technology Council 
(TCC) trat Ende September 2021 zu seiner 
ersten Sitzung zusammen. Ziel ist u.a., „to 
coordinate approaches to key global tech-
nology“. Die USA setzen in der Exportkont-
rolle auf die Einschränkung des Transfers 
sensibler Technologie. Welche Rolle spielt 
diese Position in der aktuellen Diskussion 
über die EU-Exportkontrolle?

Mit dem TTC wurde ein neues Forum für 
den transatlantischen Austausch geschaf-
fen. Eine der zehn Arbeitsgruppen des 
TTC wird sich auf die Exportkontrolle kon-
zentrieren und eröffnet so die Möglich-
keit, dass sich die amerikanischen und 
die europäischen Exportkontrollsysteme 
weiter annähern. Die Arbeitsgruppe wird 
sich u.a. über die technischen Bewer-
tungskriterien sensibler Technologien 
austauschen und sich hierbei auf die Her-
ausforderungen für die Exportkontrolle 
fokussieren.

Die EU kann hierbei auf dem langjährigen 
Austausch zwischen den Mitgliedstaaten 
und den Beratungen in den internationa-
len Exportkontrollregimen aufbauen, 
denn die Abschöpfung sensibler Techno-
logien zu verhindern ist bereits seit Län-
gerem ein wesentliches Ziel europäischer 
Exportkontrollpolitik. In Expertengrup-
pen tauschen sich die Mitgliedstaaten – 
auch unter Beteiligung des BAFA – über 
den technologischen Fortschritt und die 
Entwicklung neuartiger, potenziell sen-
sibler Technologien aus. Hier geht es 
darum, wie wir diesen Technologien aus 
der Perspektive der Exportkontrolle 
begegnen. Für das BAFA heißt das: Wie 
implementieren wir die erforderlichen 
Kontrollen und berücksichtigen gleichzei-
tig die Interessen der exportierenden 
Wirtschaft? Hier gibt es bereits beste-
hende Verfahrenserleichterungen in Form 
von nationalen Allgemeinen Ausfuhrge-
nehmigungen. Auf europäischer Ebene 
wurde für den Software- und Technolo-
gietransfer im Konzernverbund die Allge-
meine Ausfuhrgenehmigung EU007 ein-
geführt. Die Balance zwischen den 
berechtigten Interessen der Unterneh-
men und den wichtigen Zielen der Export-
kontrolle beizubehalten ist auch im Rah-
men des TTC ein Leitmotiv. Dabei ist es 
notwendig, dass die betroffenen Unter-
nehmen die Ergebnisse akzeptieren, was 
nicht außer Acht gelassen werden darf.

Und abschließend eine Frage mit Blick auf 
den Klimagipfel in Glasgow: Sollten Klima-
schutzaspekte mehr Berücksichtigung fin-

http://www.exportmanager-online.de
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den in der Exportkontrolle, etwa bei der Aus-
fuhr von Komponenten zum Bau von 
Kohlekraftwerken?

Maßgebliches Ziel der Exportkontrolle ist, 
die Proliferation von Massenvernich-
tungswaffen und die unkontrollierte 
Anhäufung und Verbreitung konventio-
neller Rüstungsgüter zu verhindern. 
Selbstverständlich handelt es sich beim 
Klimaschutz um ein außerordentlich 
schutzwürdiges Ziel. Ich bin jedoch skep-
tisch, ob die außen- und sicherheitspoliti-
schen Ziele des Außenwirtschaftsgeset-
zes auf den Klimaschutz anwendbar sind. 
Wollte man in diesem Rahmen die Beliefe-
rung von Kohlekraftwerken vergleichbar 
reglementieren, müsste man diese 
gesetzlichen Grundlagen anpassen, 
jedoch nicht nur auf nationaler Basis, son-
dern wegen der weltweiten Bedeutung 
des Klimaschutzes zumindest auch auf 
EU-Ebene. Da die Instrumente des Klima-
schutzes vielfältig sind und auch die 
Exportkontrolle ihre eigenen Regelungs-
ziele verfolgt, erscheint mir eine Vermi-
schung nicht frei von Herausforderungen. 

Erfreulicherweise ist es doch inzwischen 
Konsens, dass die Zeit der fossilen Ener-
gieträger sich dem Ende neigt. Wir beob-
achten, dass die Unternehmen ihr Pro-
duktpor tfolio auf Nachhaltigkeit 
ausrichten und viele Staaten, die von Ein-
nahmen aus Öl und Gas abhängig sind, ihr 
Wirtschaftsmodell anpassen wollen. Diese 
Anstrengungen sollten wir konstruktiv 
begleiten.

Eine gewisse, wenn auch zurzeit noch 
sehr mittelbare Verknüpfung von Export-
kontrolle und Klimaschutz kann aber aus 
den Überlegungen zu den Kriterien „Envi-
ronmental – Social – Governance“ (ESG) 
abgeleitet werden. Der ESG-Ansatz 
scheint sich in der Finanzbranche zur 
Abgrenzung nachhaltiger Geldanlagen 
als Standard zu entwickeln. Er dient den 
Anlegern als Vergleich, um entscheiden 
zu können, wie nachhaltig ein Unterneh-
men agiert. Es ist nicht auszuschließen, 
dass bei der Erstellung von Investment-
portfolios die ESG-Kriterien und Nachhal-
tigkeitskriterien allgemein – gerade vor 
dem Hintergrund der Offenlegungsver-
ordnung – einen immer höheren Stellen-
wert einnehmen werden. Ihnen könnte 
die Funktion eines „Negativen Screenings“ 
zukommen. In Deutschland zählen zu den 
am häufigsten genannten Ausschlusskri-
terien u.a. die Produktion und der Handel 
von Waffen. �

Herr Safarik, vielen Dank für das 
Gespräch. 

Das Interview führten Tim Goldau und Gun-
ther Schilling. Es erschien anlässlich des 
Informationstages Exportkontrolle des 
BAFA am 30.11.2021 in den „Nachrichten 
für Außenhandel“.

Hinweis: Marian Niestedt stellte die Merk-
blätter des BAFA in der September-Ausgabe 
vor. Dr. Harald Hohmann widmete sich in 
der Oktober-Ausgabe der Neufassung der 
EU-Dual-Use-Verordnung
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Digitale Handels-
finanzierung auf 
offenen Platt- 
formen
Die aktuelle Pandemie-Situation 
hat in den vergangenen  
18 Monaten auch die globale 
Handelsfinanzierung und 
-abwicklung verändert. Digitale 
Plattformen gewinnen an  
Bedeutung und werden  
zunehmend in die führenden 
Systeme für die Zahlungs-
abwicklung eingebunden.

Manuelle Prozesse bestimmen die 
Handelsfinanzierung. Doch mit 
den Einschränkungen der Pande-

mie stellten Unternehmen und Banken 
auf eine digitale Kommunikation um und 
beschleunigten die Digitalisierung von 
Prozessen. Für das schwedische Start-up 
Mitigram bedeutete dies einen Zulauf 
großer Unternehmen, die ihre Handelsfi-
nanzierung auf der Plattform abwickeln 
wollen. Das monatliche Transaktionsvolu-
men erreichte bis zu 2,5 Mrd USD.

Milena Torciano, CEO von Mitigram, stellt 
dazu fest: „Es gibt zwei Haupttrends: die 
Flucht der Banken in die Qualität, vor 
allem im Rohstoffsektor, und den durch 
die Pandemie ausgelösten Digitalisie-
rungsschub, der die papierbasierten Sys-
teme zunehmend ablöst. Wir haben die 
Zahl unserer Unternehmenskunden in 

den vergangenen 18 Monaten praktisch 
verdoppelt. Dies ist ein Zeichen für die 
veränderte Wahrnehmung des Marktes: 
Handelsfinanzierungen können nicht 
mehr auf die alte Weise abgewickelt wer-
den.“

Erfolgreiche Anbindung an SWIFT 

Im Oktober hatte die Plattform das „SWIFT 
trade finance for corporates application 
label“ erhalten. Es ermöglicht eine naht-
lose Digitalisierung der Handelsfinanzie-
rungsprozesse von der Markt- und Kontra-
hentenermittlung bis hin zur Abwicklung 
und Zahlung. Damit können Unterneh-
men nun die komplette Handelsfinanzie-
rungsabwicklung über die Plattform steu-
ern. Hinzu kommen fortschrittliche 
Datenverarbeitungsfunktionen unter Ver-

wendung von Künstlicher Intelligenz (KI). 
Damit müssen sich die Teilnehmer auf der 
Plattform nicht nur auf den SWIFT-Kanal 
verlassen, um ihre Prozesse zu digitalisie-
ren. Mit der „Drag and drop“-Technologie 
können Nutzer der Plattform Vorgänge 
ohne manuelle Eingabe einlesen und 
damit typische Fehlerquellen ausschlie-
ßen. 

Offene Lösung für komplexen Markt

Die meisten Plattformen bilden Silos. Das 
gilt für das Bolero-Netzwerk ebenso wie 
für Blockchain-Netzwerke. Sogar SWIFT 
ist ein solches Silo, wenn auch ein sehr 
großes. Mitigram sieht sich dagegen als 
einzige offene Lösung für den Handelsfi-
nanzierungssektor. Torciano ist davon 
überzeugt, dass es im Bereich der Han-
delsfinanzierung keine digitale Lösung 
gibt, die den kompletten Markt mit allen 
Funktionalitäten abdeckt. „Er ist zu kom-
plex und zu vielfältig. Die Formate, die 
ausgetauscht werden, sind so unter-
schiedlich, die beteiligten Gegenpar-
teien so zahlreich und aus so vielen Tei-
len der Welt, dass ein gemeinsamer 
Technologiestandard und eine gemein-
same Plattform nicht realistisch sind“, 
erläutert sie.

Kanalunabhängige Transaktionen 

Im Hinblick auf die Notwendigkeit, dass 
sich die Branche als Ganzes für eine kanal-Digitale Lösungen sind auch bei der Handelsfinanzierung papierbasierten Systemen überlegen.
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http://www.exportmanager-online.de
mailto:christian.zurcher%40%0Amitigram.com?subject=
mailto:christian.zurcher%40%0Amitigram.com?subject=
http://www.mitigram.com


ExportManager  |  Ausgabe 10  |  8. Dezember 2021  |  17

THEMEN

FINANZIEREN

unabhängige Vorgehensweise entschei-
det, erklärt Torciano: „Unserer Ansicht 
nach ist die Unabhängigkeit von Ver-
triebskanälen der Schlüssel. Das und die 
Gewährleistung der Interoperabilität der 
Plattform: Das war von Anfang an unsere 
Philosophie. So haben wir bspw. schon in 
den ersten Tagen des MitiSquare-Markt-
platzes die E-Mail-Kommunikation integ-
riert. Und da wir es den Banken ermögli-
chen, sowohl auf der Plattform als auch 
außerhalb zu kommunizieren, kann ein 
Unternehmen mit jeder seiner Banken 
Transaktionen durchführen, ohne dass die 
Banken auf Mitigram registriert sein müs-
sen. Das ist es, was unser Wachstum beflü-
gelt hat. Und das ist es, was der Markt 
braucht.“

Insgesamt bleibt die Komplexität das 
größte Hindernis bei der Handelsfinanzie-
rung. Sie ist der einzige Faktor, der alle 
Marktteilnehmer davon abhält, sich auf 
eine einzige Technologie oder eine ein-
zige Plattform einzulassen. Die Branche 
erstreckt sich über mehr als 200 Märkte 
und damit über mehr als 200 rechtliche 
Rahmenwerke. Und es kommt noch die 
Vielfalt der unterschiedlichen Kulturen, 
technologischen Bereitschaften und Vor-
schriften hinzu. Der Weg zur Erleichterung 
der Digitalisierung für Unternehmen 
besteht darin, bestehende Infrastrukturen 
wie SWIFT zu nutzen (die bereits von 
11.000 Banken in der ganzen Welt einge-
setzt werden) und soweit möglich neu-
este Technologie einzusetzen, wie etwa 
schnell lernende KI. 

„Wir wollen die Leitungen nicht neu ver-
drahten“, sagte Milena Torciano. „Mitigram 
möchte jedem Nutzer die beste Schnitt-
stelle zur Abwicklung von Handelsfinan-
zierungen bieten, egal ob per E-Mail, 
SWIFT, Blockchain oder Bolero. Mit Miti-
gram haben die Nutzer eine Schnittstelle 
für die nahtlose Ausführung von Handels-
finanzierungen. Sie müssen eigentlich gar 
nicht wissen, was die zugrunde liegenden 
Leitungen sind – diese Leitungen müssen 
nur funktionieren und die Arbeit des 
Anwenders unterstützen.“

Digitale Inseln vermeiden

Für die Digitalisierung der Handelsfinan-
zierung gibt es viele Einzellösungen oder 
Allianzen zwischen Banken, die versu-
chen, Papier durch Technologie zu erset-
zen. Dadurch besteht die Gefahr, dass sich 
in verschiedenen Regionen und Branchen 
„digitale Inseln“ bilden, die jedoch die 
Probleme im Bereich der Handelsfinanzie-
rung nicht lösen werden. Die Vorstöße der 
Internationalen Handelskammer und der 
Kommission der Vereinten Nationen für 
internationales Handelsrecht (UNCITRAL) 
in Bezug auf digitale Instrumente sind 
gute Beispiele dafür, in welche Richtung 
sich die Branche entwickeln könnte oder 
sogar sollte. Die Bemühungen zur Schaf-
fung isolierter Netzwerke führen zu einer 
Fragmentierung, während die Handelsfi-
nanzierung in ihrer globalen Funktion 
nahtlos und in jeglicher Hinsicht offen 
sein sollte.�
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VON DR. ANNEROSE TAShIRO ::: Zum Start der Pandemie standen 

in Tokyo weniger Gebäude leer als je zuvor. Dennoch: Neue 

Häuser werden in den nächsten Jahren kaum entstehen. Der 

Grund hierfür sind die Olympischen Spiele. Für das Prestige-

projekt des Ex-Ministerpräsidenten Shinzo Abe – ursprüng-

lich für Sommer 2020 geplant und nun erst einmal verscho-

ben auf den Sommer 2021  – wurde das Stadtbild aufgeräumt. 

Dazu gehören auch möglichst wenige Baustellen, an denen 

sich die Besucherschar aus aller Welt stören könnte. Durch 

diese Angebotsbegrenzung soll sich zudem der Immobilien-

markt stabilisieren. Zu den leerstehenden Gebäuden sollen 

so weniger hinzukommen als bisher, sodass die Immobilien-

preise unverändert hoch bleiben.
Investiert wird unterdessen weiterhin, in gewerbliche, 

aber auch in Wohnimmobilien. Laut der Wirtschaftszeitung 

„Nikkei“ steckte der US-Finanzinvestor Blackstone zuletzt 1 

Mrd. US-Dollar in japanische Immobilien. Gerade Wohnan-

lagen in urbanen Zentren sind für Anleger aus dem Ausland 

interessant, denn dorthin findet ein Exodus statt. Nach Bü-

rogebäuden bilden diese das zweitgrößte Marktsegment. Vie-

le Unternehmen bieten ihren Mitarbeitern Arbeit aus dem 

Homeoffice an – auch um Kosten zu senken. Das macht die 

Zentren für Anleger spannend, da sich die Arbeitsgewohn-

heiten der Japaner allmählich auch in Richtung mobiles Ar-

beiten verändern.
Kapselbüro als innovative Lösung
Hierzulande sind viele von uns die Arbeit aus dem Homeof-

fice inzwischen gewöhnt; man setzt sich in sein Büro, an den 

Esstisch oder mit dem Laptop auf die Couch – und haut in 

die Tasten. In Japan ist diese Corona-bedingte Veränderung 

des Workflows nicht ganz so einfach umzusetzen, allen voran 

weil die stark hierarchische Struktur der japanischen Arbeits-

welt nicht besonders Corona-kompatibel ist. Der generi-

sche Abteilungsleiter eines Nippon-Unternehmens hat seine 

Schäfchen gern im Großraumbüro um sich herum. Diese 

Vertrauensfrage ist eng mit den sogenannten Old Boys ver-

bunden. Diese oft schon betagten Chefs kommen mit moder-

nen Veränderungen des Arbeitsumfelds nicht gut zurecht.

Immerhin: In zunehmendem Maße sehen mittlerweile 

auch japanische Unternehmen die Notwendigkeit der phy-

sischen Entzerrung durch virtuelles Arbeiten. Doch es gibt 

andere Lösungen, die überfüllten Büros entgegenwirken 

sollen. Schließlich sind Wohnungen, insbesondere in Tokyo, 

meist sehr kompakt geschnitten. Längst nicht jeder kann sich 

daheim ein vernünftiges Plätzchen zum Arbeiten einrichten, 

viele Angestellte wollen dies auch nicht. Einen Ausweg bieten 

Die Maßnahmen gegen die Corona-Krise sorgen auch in Japan dafür, dass zahlreiche 

Menschen von zu Hause arbeiten. Tokyo verzeichnete zu Beginn der Krise erstmals seit 

Jahrzehnten sogar weniger Einwohner. Trotz leerstehender Bürogebäude wird die Me-

tropole anders als andere Weltstädte weiter hoffnungsvoll von Investoren betrachtet.

einige Bahnhöfe mit kleinen Kapselbüros an wichtigen Kno-

tenpunkten an.Dort haben Büroangestellte – besser ohne Platzangst – 

die Möglichkeit, ein Arbeitszimmer „to go“ zu nutzen. Sie 

firmieren unter Begriffen wie „station work booth“, „booth 

office“ oder „station work cubicle“ und werden bereits seit 

2019 angeboten. Während der Pandemie erfahren die Kap-

selbüros nun immer mehr Zuspruch. Diese Arbeitsbereiche 

für eine Person in der Größe einer Telefonzelle (wer sich 

noch erinnert) werden derzeit am Bahnhof Shinjuku und 

Wohnen und arbeiten in Zeiten von Corona
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Nur ohne Platzangst: Schon seit Jahren gibt es in 

Japan Kapselhotels, die Schlafwaben anbieten. 

Neu und zunehmend verbreitet sind Kapselbüros, 

die gerade so groß wie eine Telefonzelle sind.
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EU beschränkt 
Handel mit wald-
zerstörerischen 
Waren und  
Abfallexporte
Ob Möbel, Schokolade oder 
Lederhandtaschen – für die Her-
stellung zahlreicher Waren wer-
den Bäume abgeholzt, viele in 
den Regenwäldern der Erde. Die 
Europäische Kommission will u.a. 
den Import dieser Waren verbie-
ten und darüber hinaus auch 
Abfallexporte stärker regulieren. 

Die Europäische Kommission hat am 
17. November 2021 zwei neue Ver-
ordnungsentwürfe vorgestellt, die 

den Handel mit bestimmten Gütern 
betreffen und dem Bereich „Environmen-
tal, Social, Governance“ (ESG) zuzuordnen 
sind. Wenn die Verordnungen in dieser 
Form vom EU-Gesetzgeber verabschiedet 
werden, wird dies erhebliche Auswirkun-
gen insbesondere für europäische Impor-
teure und Exporteure haben.

Ziel der sog. Entwaldungsverordnung 
(Regulation on the making available on 
the Union market as well as export from 
the Union of certain commodities and 
products associated with deforestation 
and forest degradation – kurz: Regulation 
on deforestation-free products) ist eine 
entwaldungsfreie Lieferkette. Der Import 
von waldzerstörerischen Waren soll weiter 
reguliert werden, um gegen die Entwal-
dung vorzugehen, die aufgrund der Nach-
frage durch EU-Unternehmen weltweit 
verursacht wird. Die neue Abfallverbrin-
gungsverordnung (Regulation on ship-
ments of waste) soll insbesondere die ille-
gale Ausfuhr von Abfällen und die 
Verlagerung der Abfallproblematik in 
außerhalb der EU gelegene (Entwick-
lungs-)Länder verhindern. 

Die beiden Gesetzesinitiativen stehen im 
Zeichen des „Europäischen Grünen Deals“ 
(European Green Deal), d.h. eines Kon-
zepts, das vor knapp zwei Jahren von der 
Kommission vorgestellt wurde: Mit die-
sem Konzept will die EU den Übergang zu 

einer modernen, ressourceneffizienten 
und wettbewerbsfähigen Wirtschaft 
schaffen, die bis 2050 keine Netto-Treib-
hausgase mehr ausstößt, ihr Wachstum 
von der Ressourcennutzung abkoppelt, 
und niemanden, weder Mensch noch 
Region, „im Stich lässt“.

Nach den Worten des für den Grünen Deal 
zuständigen Kommissionsvizepräsiden-
ten Frans Timmermans kommt die EU mit 
der Entwaldungsverordnung den Forde-
rungen der Bürgerinnen und Bürger nach, 
den europäischen Beitrag zur Entwal-
dung zu minimieren und nachhaltigen 
Verbrauch zu fördern. Die neuen Vor-
schriften für die Abfallverbringung sollen 
die Kreislaufwirtschaft fördern und sicher-
stellen, dass Abfallausfuhren der EU auch 
anderswo weder der Umwelt noch der 

menschlichen Gesundheit schaden.  Die 
beiden Gesetzesentwürfe liegen derzeit 
nur in englischer Sprache vor. Im Folgen-
den werden die entsprechenden deut-
schen Begrifflichkeiten verwendet (die in 
künftigen EU-Verordnungen freilich 
abweichen können). 

Neue Entwaldungsverordnung

Die geplante Entwaldungsverordnung 
soll die derzeit gültige sog. EU-Holzhan-
delsverordnung ersetzen (Verordnung 
[EU] Nr. 995/2010 über die Verpflichtun-
gen von Marktteilnehmern, die Holz und 
Holzerzeugnisse in Verkehr bringen – 
auch bekannt als „EU Timber Regulation“ 
bzw. EUTR). Die EU-Holzhandelsverord-
nung verbietet bereits jetzt das Inverkehr-

Renata Rehle, LL.M.  
(Stellenbosch)
Rechtsanwältin, GvW Graf von 
Westphalen

r.rehle@gvw.com 
www.gvw.com

Dr. Gerd Schwendinger, LL.M.
Rechtsanwalt und Partner, 
GvW Graf von Westphalen

g.schwendinger@gvw.com 
www.gvw.com

EU-Kommission will Schutz von Wäldern stärken und illegalen Abfallhandel bekämpfen.

 
©

Q
ui

nt
a/

Sh
ut

te
rs

to
ck

 

http://www.exportmanager-online.de
mailto:r.rehle%40gvw.com?subject=
http://www.gvw.com
mailto:g.schwendinger%40gvw.com?subject=
http://www.gvw.com


ExportManager  |  Ausgabe 10  |  8. Dezember 2021  |  19

THEMEN

LIEFERN

bringen von Holz aus illegalem Einschlag 
von EU-Drittländern und sieht sog. Sorg-
faltspflichtregelungen („due diligence 
system“) für Markteilnehmer vor, die erst-
mals Holzprodukte auf den EU-Binnen-
markt bringen. Außerdem verpflichtet sie 
die Händler, die diese Holzprodukte 
ankaufen bzw. verkaufen, entlang der Lie-
ferkette ihre Lieferanten und Abnehmer 
benennen zu können.

„Die EU-Holzhandelsverordnung wird 
in Deutschland durch das Holzhan-
dels-Sicherungs-Gesetz ergänzt. Das 
HolzSiG regelt etwa die Sanktions-
maßnahmen im Falle eines Verstoßes 
gegen das in der EU-Holzhandelsver-
ordnung enthaltene Verbot.“

Die EU-Holzhandelsverordnung wird in 
Deutschland durch das Holzhandels-
Sicherungs-Gesetz (HolzSiG) ergänzt. 
Das HolzSiG regelt etwa die Sanktions-
maßnahmen im Falle eines Verstoßes 
gegen das in der EU-Holzhandelsverord-
nung enthaltene Verbot, z.B. drohen 
Geldbußen oder die Beschlagnahme der 
Lieferung. Für die Überprüfung von 
Marktteilnehmern und Händlern ist in 
Deutschland die Bundesanstalt für Land-
wirtschaft und Ernährung (BLE) zustän-
dig. 

Die geplante Entwaldungsverordnung 
orientiert sich an der Struktur und Rege-
lungssystematik der EU-Holzhandelsver-

ordnung. Sie geht allerdings in mehrfa-
cher Hinsicht darüber hinaus: Die 
Entwaldungsverordnung erweitert den 
sachlichen Anwendungsbereich um wei-
tere Produkte und verpflichtet nun auch 
größere Händler, Sorgfaltspflichtregelun-
gen zu erfüllen. Außerdem werden zahl-
reiche Vorschriften präzisiert. 

Die Kommission zielt mit dem Vorschlag 
darauf ab, den Verbrauch von Waren, die 
aus Lieferketten stammen, die mit Entwal-
dung oder Waldschädigung in Verbin-
dung stehen, auf ein Minimum zu redu-
zieren, mithin die EU-Nachfrage nach und 
den Handel mit legalen und entwal-
dungsfreien Rohstoffen und Produkten zu 
steigern. Gleichzeitig wird versucht, 
Schwierigkeiten, die aufgrund der Anwen-
dung der EU-Holzhandelsverordnung 
bekannt sind, zu lösen und Regelungslü-
cken zu schließen. 

Während die EU-Holzhandelsverordnung 
nur das Inverkehrbringen von bzw. den 
Handel mit Holz und Holzerzeugnissen 
(z.B. Brennholz, Sägeholz, Platten, Furniere, 
die meisten Holzmöbel, Rundholz, aber 
auch Zellstoff und Papier) regelt, erfasst die 
Entwaldungsverordnung zahlreiche wei-
tere Güter: Art. 1 Abs. 1 nennt neben Holz 
nun auch Kakao, Kaffee, Palmöl, Soja und 
Rind („relevant commodities“) und ver-
weist zudem auf die in ihrem Anhang I im 
Einzelnen gelisteten (Verarbeitungs-)Pro-
dukte, die aus den vorgenannten Gütern 
hergestellt werden („relevant products“), 
z.B. Leder oder Schokolade.

Neue Pflichten für Marktteilnehmer 
und Händler

Art. 3 enthält das zentrale Verbot der Ent-
waldungsverordnung: Es ist untersagt, die 
von der Verordnung erfassten Waren auf 
dem Unionsmarkt in den Verkehr zu brin-
gen oder bereitzustellen oder aus der 
Union auszuführen, wenn nicht die fol-
genden Bedingungen erfüllt sind: 

a) �Die Waren müssen entwaldungsfrei 
(„deforestation-free“) sein, d.h., sie dür-
fen nicht auf entwaldeten oder geschä-
digten Flächen erzeugt werden. 

b) �Die Waren sind im Einklang mit den ein-
schlägigen nationalen Rechtsvorschrif-
ten des Erzeugerlandes hergestellt, 
etwa in Bezug auf Landnutzungsrechte, 
Umweltschutz, Rechte Dritter, Handels- 
und Zollbestimmungen. 

c) �Das Unternehmen hat eine Sorgfaltser-
klärung abgegeben („due diligence 
statement“). 

Inverkehrbringen („placing on the mar-
ket“) ist dabei definiert als jedes erstma-
lige Bereitstellen der Waren auf dem Markt 
(„making available on the market“), d.h. 
jede entgeltliche oder unentgeltliche 
Abgabe einer Ware zum Vertrieb, Ver-
brauch oder zur Verwendung auf dem 
Unionsmarkt im Rahmen einer gewerbli-
chen Tätigkeit (Art. 2 Abs. 10 und 11). Das 
Verbot richtet sich an Marktteilnehmer 
(„operator“) sowie Händler („trader“), 

soweit Letztere keine kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU) sind (also nur 
„große“ Händler). KMU werden in der 
Richtlinie 2013/34/EU näher definiert in 
Abhängigkeit von der Bilanzsumme, den 
Nettoumsatzerlösen und der durch-
schnittlichen Zahl der während des 
Geschäftsjahres Beschäftigten des betref-
fenden Unternehmens. Marktteilnehmer 
sind die Unternehmen, welche die rele-
vanten Waren erstmals auf dem Unions-
markt in Verkehr bringen oder diese aus 
der EU exportieren (Definition nach Art. 2 
Abs. 12). Als Marktteilnehmer gelten 
zudem in der EU ansässige Unternehmen, 
die relevante Waren von Nicht-EU-Unter-
nehmen gekauft oder in Besitz genom-
men haben, die von den letztgenannten 
Unternehmen erstmals auf dem Unions-
markt in Verkehr gebracht wurden (Art. 7). 
Händler hingegen sind diejenigen in der 
Lieferkette, die (ohne Marktteilnehmer zu 
sein) relevante Waren auf dem Unions-
markt bereitstellen, d.h. Waren, die bereits 
von anderen in den Verkehr gebracht wor-
den sind (Definition nach Art. 2 Abs. 13). 
Händler, die KMU sind, betrifft das Verbot 
nach Art. 3 nicht unmittelbar: Sie sind 
„nur“ – wie auch bereits nach der EU-Holz-
handelsverordnung – verpflichtet, ein Ver-
zeichnis ihrer Lieferanten und Kunden zu 
führen und diese Informationen mindes-
tens fünf Jahre lang aufzubewahren. 

Das Kriterium, dass die Waren „entwal-
dungsfrei“ hergestellt sein müssen – siehe 
oben Buchstabe a) –, hält die Kommission 
für eine der wichtigsten Neuerungen der 
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vorgeschlagenen Verordnung im Vergleich 
zur EU-Holzhandelsverordnung. Denn 
wenn in dem Vorschlag – wie bislang in der 
Holzhandelsverordnung – nur vorgesehen 
wäre, dass die Erzeugnisse im Einklang mit 
den einschlägigen nationalen Rechtsvor-
schriften hergestellt werden – siehe oben 
Buchstabe b) –, könnte ein Anreiz für Erzeu-
gerländer bestehen, z.B. Umweltstandards 
zu senken, um den Zugang ihrer Erzeug-
nisse zur EU zu erleichtern.

Sorgfaltspflichtregelungen – Due 
Diligence 

Im Rahmen der Sorgfaltserklärung – siehe 
oben Buchstabe c) – bestätigt das Unter-
nehmen den zuständigen nationalen 
Behörden, dass die Ware, die es auf dem 
Unionsmarkt in den Verkehr bringen oder 
bereitstellen bzw. aus der EU exportieren 
wird, den EU-Vorschriften entspricht. Für 
die Waren, die gemäß dem Verfahren in 
Art. 201 Unionszollkodex (Verordnung 
[EU] Nr. 952/2013) in den zollrechtlich 
freien Verkehr überführt oder gemäß dem 
Verfahren nach Art. 269 Unionszollkodex 
ausgeführt werden, muss in der Zollan-
meldung auf diese Sorgfaltserklärung 
verwiesen werden. Somit soll eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Zollbe-
hörden und den für die Umsetzung der 
Entwaldungsverordnung zuständigen 
Behörden ermöglicht werden. 

Zu dem in der Sorgfaltserklärung doku-
mentierten Ergebnis kann der Marktteil-

nehmer bzw. „große“ Händler erst nach 
Durchführung des in der Entwaldungs-
verordnung näher geregelten Sorgfalts-
pflichtverfahrens kommen, das es im 
Wesentlichen auch schon in der EU-Holz-
handelsverordnung gibt. Die Sorgfalts-
pflichtregelungen sollen sicherstellen, 
dass das Risiko, nicht regelkonforme 
Waren in den Verkehr zu bringen, bereit-
zustellen oder auszuführen, vernachläs-
sigbar ist. Zu diesem Zweck sammeln die 
Markteilnehmer und „großen“ Händler 
relevante Informationen, die im Einzelnen 
in Art. 9 präzisiert sind, wie etwa die 
Beschreibung der entwaldungsfrei pro-
duzierten Ware, die Menge, die Daten der 
Lieferanten des Erzeugungslandes oder 
geografische Informationen. Die umfas-
sende Informationssammlung ist der 
erste Schritt, den die Sorgfaltspflichtrege-
lungen vorsehen. Auf der Grundlage die-
ser Informationen soll in einem zweiten 
Schritt das Risiko ermittelt und bewertet 
werden, ob die Ware möglicherweise 
nicht im Einklang mit der Entwaldungs-
verordnung steht. In einem möglichen 
dritten Schritt kann aufgezeigt werden, 
dass das Risiko durch geeignete Maßnah-
men zumindest auf ein vernachlässigba-
res Maß verringert worden ist.

Risikoniveau der Länder und  
mögliche Sanktionen

Mithilfe eines Benchmarking-Systems will 
die Kommission Länder bewerten in 
Bezug auf das Risiko der Entwaldung und 

Waldschädigung. Jedem Land soll eines 
von drei möglichen Risikoniveaus zuge-
ordnet werden („low risk“, „standard risk“, 
„high risk“). Beim Import bzw. Export von 
Waren, die in einem als risikoarm einge-
stuften Land hergestellt worden sind, ent-
fällt die Verpflichtung, den zweiten Schritt 
(d.h. die Risikobewertung) und den drit-
ten Schritt (d.h. die Risikominderung) des 
Sorgfaltspflichtverfahrens durchzuführen 
(„simplified due diligence“ nach Art. 12). 
Die Kommission erhofft sich insbeson-
dere hierdurch, dass Erzeugerländer ihre 
Gesetzgebung in Bezug auf die Wälder 
verbessern. Erzeugerländer sollen dabei 
auch Unterstützung und Finanzhilfen der 
EU erhalten. Als mögliche Sanktionsmaß-
nahmen bei Verstößen der Wirtschaftsbe-
teiligten gegen die Entwaldungsverord-
nung sind Bußgelder, die Beschlagnahme 
der Waren bzw. die Einziehung der Ein-
nahmen hieraus sowie ein zeitweiser Aus-
schluss von öffentlichen Vergabeverfah-
ren vorgesehen (Art. 23). Mangels 
Kompetenz der Union im Bereich der 
Sanktionen müssen diese – wie bislang im 
HolzSiG – im Einzelnen durch die EU-Mit-
gliedstaaten geregelt werden.

Aktualisierung der EU-Vorschriften 
über den Abfallhandel

Die derzeit gültige Verordnung über die 
Verbringung von Abfällen (Verordnung 
[EG] Nr. 1013/2006) ist seit dem Jahr 2006 
in Kraft. Der nun von der Kommission vor-
gelegte Vorschlag enthält neue Vorschrif-

ten für die Ausfuhr von Abfällen aus der 
EU, legt neue Maßnahmen zur besseren 
Bekämpfung des illegalen Abfallhandels 
fest und vereinfacht den Transport von 
Abfällen zum Recycling oder zur Wieder-
verwendung in der EU. 

So sollen die Ausfuhren von Abfällen in 
Länder außerhalb der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) nur unter der Bedingung zuge-
lassen werden, dass die Drittländer zur 
Abnahme bestimmter Abfälle explizit 
bereit sind und nachweisen, diese auch 
nachhaltig bewirtschaften zu können. Das 
entsprechende Land muss dies bei der 
Kommission offiziell beantragen; von der 
Kommission wird sodann eine Liste der 
Länder erstellt, die zur Einfuhr von Abfällen 
aus der EU zugelassen sind. 

Alle EU-Unternehmen, die Abfälle aus der 
EU ausführen, sollen außerdem verpflichtet 
werden sicherzustellen, dass die Anlagen, 
die ihre Abfälle empfangen, einer unab-
hängigen Prüfung unterliegen. Weiterhin 
will die Kommission Kriterien festlegen, um 
bei bestimmten Produkten besser zwi-
schen Gebrauchtwaren und Abfall unter-
scheiden zu können und damit Umgehun-
gen der Abfallregelungen zu vermeiden. 
Dies betrifft insbesondere Gebrauchtwa-
gen, Batterien und Textilien. 

Zur Abschreckung sollen die geltenden 
Vorschriften für Verwaltungssanktionen 
beim illegalen Abfallhandel verschärft wer-
den. Zur besseren Durchsetzung der Rege-
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lungen will die Kommission außerdem in 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Amt für Betrugsbekämpfung (Office de 
Lutte Anti-Fraude – OLAF) Untersuchun-
gen der Mitgliedstaaten zu grenzübergrei-
fender Kriminalität unterstützen.

Die Kommission geht davon aus, dass die 
neuen Vorschriften zu einer nachhaltige-
ren Behandlung direkter Abfallströme 
führen und den Übergang zu neuen 
Geschäftsmodellen einläuten. Gleichzei-
tig plant sie weitere Gesetzesvorhaben, 
um das Abfallaufkommen in der EU insge-
samt zu verringern, etwa in Bezug auf die 
Gestaltung von Verpackungen. 

Fazit

Die aufgezeigten Gesetzgebungsvorhaben 
fügen sich in einen ESG-geprägten Regulie-
rungsrahmen auf europäischer und natio-
naler Ebene ein. Sie bringen weitreichende 
neue Anforderungen für Wirtschaftsbetei-
ligte mit sich, wenn sie entsprechend 
umgesetzt werden. Der für Umwelt, Meere 
und Fischerei zuständige Kommissar Virgi-
nijus Sinkevičius erklärte: „Wenn wir von 
unseren Partnern eine ehrgeizigere Klima- 
und Umweltpolitik erwarten, sollten wir 
damit aufhören, unsere Umweltverschmut-
zung zu exportieren und die Entwaldung 
voranzutreiben. Die Entwaldungs- und die 
Abfallverbringungsverordnung, die wir 
vorbringen, sind die ehrgeizigsten gesetz-
geberischen Ansätze zur Bewältigung die-
ser Probleme weltweit.“

Die Verordnungen sind bislang lediglich 
Gesetzesvorschläge der Europäischen 
Kommission, die während des Gesetzge-
bungsverfahrens unter Beteiligung des 
Rats der Europäischen Union (d.h. der Ver-
treter der Mitgliedstaaten) und des Euro-
päischen Parlaments freilich noch Ände-
rungen unterliegen können, bevor sie als 
Gesetz verabschiedet werden. Als EU-Ver-
ordnungen werden sie dann jedoch 
unmittelbare Geltung in den Mitglied-
staaten entfalten. Daher sollten sich Wirt-
schaftsbeteiligte, die in den dargestellten 
Bereichen tätig sind, bereits auf die 
zukünftigen Anforderungen einstellen 
und vorbereiten. 

Es ist außerdem zu erwarten, dass die 
Europäische Kommission weitere innova-
tive Gesetzgebungsvorhaben im Bereich 
ESG und zur Umsetzung des Grünen Deals 
vorantreibt. In diesen Kontext gehört 
auch der seit Langem angekündigte 
Richtlinienentwurf der Kommission zur 
nachhaltigen Unternehmensführung 
(„Sustainable Corporate Governance“ – 
SCG, letztlich das EU-Lieferkettengesetz). 
Während die Entwaldungsverordnung 
bestimmte Produktlieferketten reguliert, 
setzt die SCG-Initiative – wie auch das 
deutsche Lieferkettengesetz – auf einen 
sektorübergreifenden Ansatz und soll 
Sorgfaltspflichten für größere Unterneh-
men in Bezug auf die Vermeidung von 
Umweltschäden und die Verletzung von 
Menschenrechten vorsehen.�
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US-Entity- 
Listung: Auch für 
einen Einkauf in 
Deutschland zu 
berücksichtigen?
Die Frage, ob die Listung eines 
Kunden auf der Entity List 
berücksichtigt werden muss, 
stellt sich üblicherweise vor allem 
bei einem Export. Es könnte aber 
sein, dass dies auch bei einem 
Einkauf in Deutschland unter 
bestimmten Voraussetzungen 
geprüft werden muss.

Ausgangsfall: Firma D aus Deutsch-
land möchte Güter des chinesi-
schen Herstellers C erwerben, der – 

wie D weiß – auf der Entity List gelistet ist. 
Es handelt sich um sehr spezielle Güter, 
welche die Prüfung seiner Fertigungsma-
schinen auf Fehler erlauben; solche Güter 
werden nur von C hergestellt. Diese Güter 
von C sind bereits in Deutschland ange-
kommen, weil die deutschen Elektronik-
händler E1 und E2 diese aus China bezo-
gen haben und sie nun in ihren Läden in 
Deutschland anbieten. Kann D diese 
Güter unproblematisch erwerben? Oder 
muss er Vorsichtsmaßnahmen ergreifen, 
z.B. wenn er vermutet, dass E1 und E2 
diese Güter unter Verstoß gegen die 
Entity-Listung von C nach Deutschland 
exportiert haben?

Wirkungen der Entity-Listung  
für Exporte

Praktisch alle Einträge von chinesischen 
Unternehmen auf der U.S. Entity List (wie 
z.B. Huawei, Da-Jiang Innovations Sci-
ence and Technology Co. Ltd. = DJI u.a.) 
gelten nur „für Güter unter EAR-Jurisdik-
tion“. Und aus § 744.11 EAR ergibt sich, 
dass diese Listung nur beachtet werden 
muss für Exporte, Re-Exporte oder für 
sog. In-Country-Transfers (also Lieferun-
gen innerhalb eines Landes außerhalb 
der USA mit einem Wechsel des Endver-
wenders). Demnach mussten die deut-
schen Elektronikhändler E1 und E2 diese 
US-Listung vor ihrem Import nach 

Deutschland beachten – allerdings nur 
dann, wenn dieses Gut „Gegenstand der 
EAR-Jurisdiktion“ war. Und ein „Gegen-
stand der EAR-Jurisdiktion“ ist dies nur, 
wenn in dieses China-Geschäft vor allem 
einer der folgenden „US-Türöffner“ invol-
viert ist: US-Territorium, US-Personen (für 
sie gilt dies nur in bestimmten Situatio-
nen), Güter „made in the USA“ oder 
direkte Produkte aus US-Technologie. 
Sollte einer dieser vier Alternativen nicht 
vorliegen, geht es dann um die Frage, ob 
die Güter gelistete US-Komponenten von 
mehr als minimalem Wert beinhalten (für 
Deutschland: mit einem US-Wertanteil 

von mindestens 25%) und ob der Kont-
rollzweck hinter der Güter-Listung der 
US-Komponenten für das Endbestim-
mungsland Deutschland sensitiv ist (vgl. 
unseren Beitrag im Export-Manager 
5/2019). Wenn dies der Fall ist, hätten E1 
und E2 eine US-Genehmigung für ihren 
Re-Export gebraucht; in diesem Fall 
wären diese Güter (ohne US-Genehmi-
gung) rechtswidrig – wegen Verstoßes 
gegen das US-Re-Exportrecht – nach 
Deutschland gelangt. Wenn diese Voraus-
setzungen hingegen nicht vorgelegen 
hätten, wäre der Export nicht rechtswid-
rig erfolgt.

Auch beim Bezug von weißer und brauner Ware aus China muss die Entity List zurate gezogen werden.
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Wirkungen der Entity-Listung für 
einen nationalen Kauf in  
Deutschland

Nun könnte man meinen, dass D, die diese 
Güter in Deutschland einkaufen möchte, 
sich – mangels eines Exports, Re-Exports 
oder In-Country-Transfers durch D – nicht 
um die Entity-Listung von C kümmern 
müsste. Das würde aber verkennen, dass 
D hier vermutet, dass die deutschen Elek-
tronikhändler E1 und E2 diese Güter unter 
Verstoß gegen die Entity-Listung von C 
nach Deutschland exportiert haben könn-
ten. Angenommen, D hätte hier Kenntnis 
oder zumindest deutliche Anhaltspunkte 
für einen solchen US-Exportverstoß durch 
E1 und E2, dann müsste D die U.S. General 
Prohibition 10 berücksichtigen. Danach 
darf D kein exportiertes Gut, das „Gegen-
stand der EAR-Jurisdiktion“ ist, kaufen, 
wenn D Kenntnis oder Grund zur Kenntnis 
hat, dass eine Verletzung der EAR geschah 
oder dass eine solche EAR-Verletzung 
unmittelbar bevorsteht. 

Wenn dies der Fall sein sollte, weil D ent-
sprechende Kenntnis hat, müsste sich D 
absichern, um selbst keinen US-Export-
verstoß zu begehen. Dies könnte dadurch 
geschehen, dass D sich von E1 und E2 ent-
weder eine Kopie der US-Re-Exportge-
nehmigung oder eine Bescheinigung von 
C über den US-Wertanteil und die Listung 
der US-Komponenten geben lässt. In letz-
terem Fall müsste D dann überprüfen, ob 
die De-minimis-Grenze überschritten 
wurde und der Kontrollzweck hinter der 

Listung der US-Komponenten für 
Deutschland sensitiv ist. 

„Wenn der Einkäufer D in Deutsch-
land Kenntnis oder Grund zur  
Kenntnis hat, dass beim vorherigen 
Re-Export von China nach Deutsch-
land die Entity-Listung des  
chinesischen Herstellers C missachtet 
wurde, muss D möglicherweise diese 
Entity-Listung für den Einkauf in 
Deutschland bzgl. der von C  
hergestellten Güter beachten und 
Vorsichtsmaßnahmen treffen.“

Mithilfe dieser Unterlagen könnte D dann 
nachweisen, dass der Export dieser Güter 
nach Deutschland entweder unter Verstoß 
gegen EAR-Vorschriften oder ohne US-
Exportverstoß geschah. In letzterem Fall, 
wenn also D nachweisen kann, dass kein 
US-Exportverstoß bisher vorlag, braucht D 
nichts weiter zu tun und kann die Güter 
problemlos erwerben. Sollte sich hinge-
gen herausstellen, dass bisher ein US-Re-
Exportverstoß vorlag, sollte D diese Güter 
nicht erwerben, um das Risiko von US-
Sanktionen gegen sich zu vermeiden.

Resümee

US-Personenlistungen auf der Entity List – 
z.B. des chinesischen Herstellers C – müs-
sen bei Exporten, Re-Exporten und In-
Country-Transfers berücksichtigt werden, 

unter der Voraussetzung, dass die Güter 
„Gegenstand der EAR-Jurisdiktion“ sind. 
Es ist aber nicht ausgeschlossen, dass 
diese US-Personenlistung auch bei einem 
Einkauf von D in Deutschland bzgl. 
Gütern, die vom gelisteten Hersteller C in 
China stammen, berücksichtigt werden 
muss (und dies wäre dann eine Auswei-
tung der Aufgaben von Exportkontrolle/
Compliance). Dies gilt vor allem dann, 
wenn der Einkäufer D in Deutschland 
Kenntnis oder Grund zur Kenntnis hat, 
dass beim vorherigen Re-Export von 
China nach Deutschland die Entity-Lis-
tung des chinesischen Herstellers miss-
achtet wurde, sodass dieser Export rechts-
widrig (unter EAR-Verstoß) erfolgte. 

Wenn D dann keine Nachweise zur Recht-
mäßigkeit des vorherigen Exports erhält 
und trotzdem die Güter von C erwerben 
möchte, stellen sich schwierige Fragen, 
wie hoch das Risiko ist, dass auch gegen 
D US-Sanktionen wegen eines US-Export-
verstoßes ausgelöst werden könnten. 
Eine weitere Frage ist, ob D recherchieren 
muss oder sollte, sobald Anhaltspunkte 
für einen US-Exportverstoß beim vorheri-
gen Export von China nach Deutschland 
bestehen; wir meinen ja: Dies gilt zumin-
dest dann, wenn diese Anhaltspunkte so 
deutlich sind, dass ein Nicht-Recherchie-
ren ein Verschließen der Augen vor dem 
vorherigen US-Exportverstoß wäre. �  

Wegen aktueller Hinweise zum US-Export-
recht vgl. HIER

Expansion trotz unterbrochener  
Lieferketten

Die Stimmung global tätiger Unternehmen 
bleibt auch in Zeiten des Wiederauflebens 
von Covid-19 gut. Zudem setzen sie trotz 
unterbrochener Lieferketten auf die Expan-
sion in neue Märkte. Das ist das Ergebnis 
der jüngsten Navigator Survey der HSBC-
Gruppe unter 7.350 Entscheidungsträgern 
aus 14 globalen Märkten. Demnach rech-
nen 90% der Befragten in den kommenden 
zwölf Monaten mit einem Anstieg ihres 
Gesamtumsatzes.

87% der Unternehmer betrachtet die 
Expansion in neue Märkte im kommenden 
Jahr als einen Wachstumsmotor, während 
fast die Hälfte (46%) glaubt, dass diese 
einen „starken Einfluss“ auf das Wachstum 
haben werde. Umgekehrt setzt nur ein 
Viertel der Unternehmen seit dem Aus-
bruch von Covid-19 verstärkt auf den 
jeweiligen Heimatmarkt - trotz Lockdowns 
und der aktuellen Herausforderungen im 
grenzüberschreitenden Handel.

Lieferkettenstörungen stellen jedoch wei-
terhin eine Herausforderung dar. Sieben 
von zehn Unternehmen erwarten in den 
kommenden zwölf Monaten Lieferketten-
störungen. Dabei rechnen die Unterneh-
men mit einem durchschnittlichen 
Umsatzrückgang von einem Fünftel, verur-
sacht durch Lieferkettenprobleme. Wirt-
schaftslenker zeigen sich in der Umfrage 
zuversichtlich, dass es sich hierbei um eine 
kurzfristige Herausforderung handelt: Nur 
ein Viertel sieht darin eine ernsthafte 
Bedrohung für das Unternehmenswachs-
tum in den kommenden zwölf Monaten.

http://www.exportmanager-online.de
https://www.hohmann-rechtsanwaelte.de/us-exportrecht.html
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